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Wozu dieser Leitfaden?

Ziel dieses Leitfadens ist es, Sie auf leichtverständliche Weise über Ihre
Rechte und Pflichten auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit zu unter-
richten, wenn für Sie die Sozialversicherungssysteme von zwei oder
mehreren Mitgliedstaaten der Europäischen Union gelten.

Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn Sie eine Erwerbstätigkeit im
Ausland ausüben, Ihren Wohnsitz in einen anderen Staat der
Europäischen Union verlegen oder einfach wenn Sie sich vorüberge-
hend in einem anderen Mitgliedstaat aufhalten.

Die Systeme der sozialen Sicherheit der einzelnen Mitgliedstaaten der
Europäischen Union weichen stark voneinander ab, und die
Gemeinschaftsvorschriften – auch wenn sie sich ständig weiterent-
wickeln –  sehen nicht vor, sie zu harmonisieren. Ihr Ziel ist es vielmehr,
Sie vor dem Verlust eines Teils oder aller Ihrer Rechte auf dem Gebiet
der sozialen Sicherheit zu schützen, wenn Sie sich von einem
Mitgliedstaat in einen anderen begeben.

Ihr Versicherungsverhältnis bleibt in diesem Falle nicht immer unverän-
dert. Infolgedessen wird empfohlen, sich vorher unbedingt mit den
entsprechenden Kapiteln dieses Leitfadens vertraut zu machen und,
falls erforderlich, weitere Auskünfte bei dem Sozialversicherungsträger
Ihres Wohnortes einzuholen.

Dieser Leitfaden enthält keine Angaben über die
Sozialversicherungssysteme der einzelnen Mitgliedstaaten. Einzelheiten
darüber können Sie einem 1997 vom Amt für amtliche
Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften herausgegebe-
nen Leitfaden entnehmen. Der genaue Titel lautet: Ihre soziale
Sicherheit bei Aufenthalt in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen
Union – Ein Leitfaden; er kann über die am Ende dieses Dokuments
angegebene Anschrift bezogen werden.
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1 Warum brauchen wir
Gemeinschaftsbestimmungen
über die soziale Sicherheit?

Gäbe es keine Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale Sicherheit,
wären Millionen Bürger der Europäischen Union ohne ausreichenden
Schutz.

Arbeitnehmer und Selbständige, Beamte, Rentner, Studenten, Touristen
und andere Personengruppen, die von ihrem Recht Gebrauch machen,
sich frei innerhalb der Europäischen Union zu bewegen, sehen sich mit
vielfältigen Fragen und Problemen im Hinblick auf ihre soziale
Sicherheit konfrontiert. Nachfolgend einige Beispiele:

— Wer zahlt die Krankenhausrechnung bei Unfall oder Krankheit wäh-
rend eines Auslandsaufenthaltes?

— Was geschieht mit den Rentenansprüchen eines Arbeitnehmers, der
jahrelang in einem anderen Land gearbeitet hat?

— Welches Land zahlt Arbeitslosengeld für Grenzgänger?

— Welches Land zahlt Kindergeld für Kinder, die in einem anderen
Mitgliedstaat wohnen?

— In welchem Land sind Sozialversicherungsbeiträge zu zahlen, in wel-
cher Sprache sind Anträge zu stellen, und welche Fristen sind zu
beachten?

Die nationalen Sozialgesetze dürften kaum immer in der Lage sein,
diese Fragen ganz oder teilweise zu beantworten: Viele Arbeitnehmer
liefen Gefahr, in zwei Mitgliedstaaten gleichzeitig oder gar nicht ver-
sichert zu sein, erworbene Rechte auf Leistungen der sozialen Sicherheit
zu verlieren bzw. neue Rechte nicht erwerben zu können. Aus diesem
Grund brauchen wir innerhalb der Union gemeinsame Regelungen, die
einen wirksamen und umfassenden Schutz gewährleisten.

Nur wenn sichergestellt ist, daß europäische Bürger, die sich innerhalb
der Union bewegen, keine Nachteile im Hinblick auf ihre soziale
Sicherheit erleiden, werden sie unbesorgt von ihrem Freizügigkeits- und
Aufenthaltsrecht Gebrauch machen.



Diese Regelungen bestehen seit mehr als 30 Jahren. Sie wurden immer
wieder angepaßt, verbessert und erweitert. Derzeit sind sie in den
Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 und Nr. 574/72 niedergelegt, die
zuletzt im Jahre 1999 (1) geändert wurden.  Die Verordnungen bieten
praktische und befriedigende Lösungen für die meisten grenzüber-
schreitenden Probleme im Bereich der sozialen Sicherheit. Sie werden
jedoch feststellen, daß es nach wie vor ungelöste Probleme gibt. Die
Dienststellen der Europäischen Kommission werden daher auch in
Zukunft an einer weiteren Verbesserung und Vereinfachung der
Gemeinschaftsbestimmungen arbeiten, um diese verständlicher zu
machen und bestehende Lücken zu schließen.

Ebenso wie nationale Sozialgesetze erscheinen auch die
Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale Sicherheit auf den ersten
Blick schwierig, technisch und komplex. Lassen Sie sich dadurch jedoch
nicht entmutigen: Die Grundprinzipien sind einfach und leicht ver-
ständlich, auch für Laien.

Wir hoffen, Ihnen mit den folgenden Erläuterungen einen allgemeinen
Überblick zu vermitteln. Trotzdem sollten Sie sich in jedem Einzelfall an
die zuständigen Behörden oder Versicherungsträger  oder an eine oder
mehrere Aufsichtsbehörden und Interessenvereinigungen wenden, die
sich mit den Problemen der Erwerbstätigen befassen, die einen
Ortswechsel innerhalb der Europäischen Union oder des Europäischen
Wirtschaftsraums vornehmen, bevor Sie auf der Grundlage dieses
Leitfadens Entscheidungen über Ihre berufliche oder private Zukunft
treffen.

8

(1) Eine aktualisierte Fassung der Verordnungen mit allen Änderungen bis Ende 1995 ist
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 28 vom 30.1.1997 zu finden.
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2. Gelten diese Bestimmungen
auch für mich?

Derzeit gelten die Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale
Sicherheit noch nicht für alle Personen, die sich innerhalb der
Europäischen Union und des Europäischen Wirtschaftsraums bewegen
oder aufhalten. Deshalb ist es wichtig für Sie zu wissen, ob Sie zu den
Personen gehören, die durch diese Bestimmungen erfaßt und geschützt
werden: Nur dann können Sie sich vor nationalen Gerichten und Stellen
darauf berufen.

Die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats der Europäischen Union
oder des Europäischen Wirtschaftsraums vorausgesetzt, ist es folgender
Personenkreis, der durch die Gemeinschaftsbestimmungen geschützt
ist:

— Arbeitnehmer und Selbständige, die nach den Rechtsvorschriften
eines dieser Staaten versichert sind oder versichert waren;

— Beamte (2),

— Studenten (3),

— Rentner, auch wenn sie bereits vor dem Beitritt ihres Landes zur
Europäischen Union oder zum Europäischen Wirtschaftsraum eine
Rente bezogen;

— Familienangehörige und Hinterbliebene der bereits erwähnten
Personen, und zwar ungeachtet ihrer Nationalität. Wer als
Familienangehöriger gilt, richtet sich grundsätzlich nach den
Rechtsvorschriften des Wohnstaates.

Alle Personen außerhalb der erwähnten Gruppen gehören zu dem
Personenkreis, der durch die Gemeinschaftsbestimmungen nicht
geschützt ist. Dies sind insbesondere:

— Personen, die nicht oder nicht mehr von einem Sozial-
versicherungssystem erfaßt sind, die nicht oder nicht mehr als
Familienangehörige eines Arbeitnehmers, Selbständigen oder
Rentners angesehen werden können (Nichterwerbstätige);

(2) Verordnung (EG) Nr. 1606/98 des Rates vom 29. Juni 1998, veröffentlicht im ABl. L 209
vom 25.7.1998.

(3) Verordnung (EG) Nr. 307/99 des Rates, veröffentlicht im ABl. L 38 vom 12.2.1999.



— Drittstaatsangehörige. Dies sind Staatsangehörige von Staaten, die
weder zur Europäischen Union noch zum Europäischen
Wirtschaftsraum gehören (siehe hierzu auch Abschnitt 6.8).
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3 In welchen Ländern kann man sich
auf diese Bestimmungen berufen?

Auf die Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale Sicherheit kön-
nen Sie sich in allen Ländern berufen, die entweder zur Europäischen
Union oder zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören:

Belgien Irland Finnland 
Dänemark Italien Schweden
Deutschland Luxemburg Vereinigtes Königreich
Griechenland Niederlande Island
Spanien Österreich Liechtenstein
Frankreich Portugal Norwegen

Bitte beachten Sie:
Wenn in diesem Leitfaden die Bezeichnungen „Land”, „Staat” oder
„Mitgliedstaat” gebraucht werden, beziehen sie sich stets auf die oben-
genannten Länder. Alle anderen Staaten werden als „Drittländer” oder
„Drittstaaten” bezeichnet.

Wenn Sie Versicherungszeiten in einem Mitgliedstaat und in einem
Drittstaat nachweisen können, gelten in bezug auf diesen Drittstaat die
Gemeinschaftsvorschriften für Sie nicht. In vielen Fällen bestehen
jedoch zweiseitige Abkommen über soziale Sicherheit zwischen dem
Mitgliedstaat und dem Drittstaat oder zwischen der Europäischen
Union und dem Drittstaat, die einen ähnlichen Schutz bieten. Nähere
Informationen erhalten Sie bei den Sozialversicherungsträgern (Ihres
eigenen Landes).
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4 Welche Sachverhalte sind erfaßt?

Die Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale Sicherheit gelten für
alle nationalen Rechtsvorschriften über:

— Krankheit und Mutterschaft;

— Arbeitsunfälle;

— Berufskrankheiten;

— Invalidität;

— Altersrenten;

— Leistungen an Hinterbliebene;

— Sterbegeld;

— Leistungen bei Arbeitslosigkeit;

— Familienleistungen.

Sie können sich also stets auf die Gemeinschaftsbestimmungen berufen,
falls dies für die Geltendmachung Ihrer Ansprüche erforderlich ist.

Für die folgenden Sachverhalte gelten die Gemeinschaftsbestimmungen
allerdings nicht:

— für die Sozialhilfe: Hierbei handelt es sich um Leistungen, die
einkommensabhängig gewährt werden und keinem der obenge-
nannten Bereiche zugeordnet werden können;

— für Leistungen zugunsten von Opfern des Krieges und seiner
Folgen;

— für Leistungen aufgrund bestehender Vorruhestandsregelungen;
für diese Leistungen gelten möglicherweise andere Gemein-
schaftsbestimmungen.

Der Anspruch auf Leistungen aus Betriebsrentensystemen wurde jüngst
durch eine Richtlinie des Rates (4) gewahrt.

Manchmal ist es schwierig zu entscheiden, ob eine bestimmte Leistung
unter die Gemeinschaftsbestimmungen fällt. Um Gewißheit zu erlan-
gen, sollten Sie deshalb nicht zögern, Kontakt zum entsprechenden
Träger aufzunehmen.

(4) Richtlinie 98/49/EG des Rates vom 29. Juni 1998, veröffentlicht im ABl. L 209 vom
25.7.1998.



Wichtig
Die Gemeinschaftsbestimmungen gelten für den Bereich der
sozialen Sicherheit, nicht jedoch für Steuerangelegenheiten:
Diese sind in Doppelbesteuerungsabkommen geregelt. Sie kön-
nen sich beim Finanzamt Ihres Landes näher hierüber erkundigen.
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5 Welchen Inhalt haben die
Gemeinschaftsbestimmungen
über die soziale Sicherheit?

Die Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale Sicherheit ersetzen
nicht die bestehenden nationalen Sozialversicherungssysteme durch ein
einheitliches europäisches System. Eine derartige Harmonisierung wäre
schon aufgrund der zwischen den 17 Staaten der Europäischen Union
und des Europäischen Wirtschaftsraums bestehenden großen
Unterschiede im Lebensstandard unmöglich. Aber auch Staaten mit ver-
gleichbarem Lebensstandard haben unterschiedliche Sozial-
versicherungssysteme, die auf eine lange Tradition zurückgehen und
fest in nationaler Kultur und Gepflogenheiten verwurzelt sind.

Anstelle einer Harmonisierung der nationalen Sozialversicherungs-
systeme sehen die Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale
Sicherheit daher eine Koordinierung dieser Systeme vor.

Mit anderen Worten kann jeder Mitgliedstaat selbst darüber entschei-
den, wer nach seinen Rechtsvorschriften versichert ist, welche
Leistungen zu welchen Bedingungen gezahlt werden, wie diese
Leistungen berechnet werden und welche Beiträge zu zahlen sind. Die
Gemeinschaftsbestimmungen legen gemeinsame Regeln und Prinzipien
fest, die von den nationalen Behörden, Sozialversicherungsträgern und
Gerichten bei der Anwendung innerstaatlicher Rechtsvorschriften
beachtet werden müssen. Auf diese Weise ist sichergestellt, daß die
Anwendung der unterschiedlichen nationalen Rechtsvorschriften keine
nachteiligen Folgen für Personen hat, die von ihrem Freizügigkeits- und
Aufenthaltsrecht innerhalb der Europäischen Union und des
Europäischen Wirtschaftsraums Gebrauch machen.

Vereinfacht gesagt, bedeutet dies, daß jemand, der von seinem
Freizügigkeits- und Aufenthaltsrecht Gebrauch gemacht hat, sich in
keiner schlechteren Lage befinden darf als jemand, der stets in ein und
demselben Mitgliedstaat gewohnt und gearbeitet hat. Dies macht
Regelungen insbesondere für folgende Probleme erforderlich:

• In einigen Mitgliedstaaten sind alle Einwohner sozialversichert,
während in anderen Mitgliedstaaten ausschließlich erwerbstätige
Personen (und ihre Familienangehörigen) versichert sind. Um zu ver-
meiden, daß Wanderarbeitnehmer entweder doppelt oder über-
haupt nicht versichert sind, legen die Gemeinschaftsbestimmungen
über die soziale Sicherheit fest, welchen nationalen Rechts-
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vorschriften der betreffende Wanderarbeitnehmer im konkreten
Fall unterworfen ist.

• Nach nationalen Rechtsvorschriften ist der Anspruch auf eine
Leistung oftmals von der Zurücklegung bestimmter Versicherungs-,
Beschäftigungs- oder Wohnzeiten abhängig (je nach Land und
Leistung: 6 Monate, 1 Jahr, 5 Jahre, 10 Jahre, in einigen Fällen bis zu
15 Jahre).

Beispiel
Was würde mit einem  Wanderarbeitnehmer geschehen, der zunächst
4 Jahre lang in einem Mitgliedstaat versichert war, in dem die Wartezeit für
Leistungen bei Invalidität 5 Jahre beträgt, anschließend 14 Jahre in einem
Mitgliedstaat, in dem 15 Versicherungsjahre erforderlich sind?

Wenn es die Verordnungen nicht gäbe, hätte dieser Arbeitnehmer nach rein
innerstaatlichem Recht in keinem der beiden Staaten Ansprüche auf
Leistungen bei Invalidität, obwohl er zusammengenommen 18 Jahre lang
versichert war!

Die Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale Sicherheit schreiben
deshalb eine sogenannte „Zusammenrechnung von Zeiten” vor; dies
bedeutet, daß Versicherungs-, Beschäftigungs- oder Wohnzeiten, die
nach den Rechtsvorschriften eines bestimmten Mitgliedstaates zurück-
gelegt wurden, erforderlichenfalls zur Erfüllung von Wartezeiten in
einem anderen Mitgliedstaat berücksichtigt werden müssen.

• Nach innerstaatlichem Recht werden Leistungen (z. B. Renten) oft
ausschließlich an Personen gezahlt, die sich im Gebiet des betref-
fenden Staates aufhalten; in anderen Fällen wird die Leistung
reduziert (z. B. 70 % statt 100 %), wenn der Betreffende seinen
Wohnsitz ins Ausland verlegt. Solche Regelungen wirken sich ins-
besondere auf Grenzgänger, Saisonarbeiter und Familien-
angehörige, die weiterhin im Herkunftsland wohnen, nachteilig
aus; ebenso für Rentner, die in mehreren Mitgliedstaaten
beschäftigt waren oder sich ganz einfach dazu entschließen, nach
Erreichen des Rentenalters in ein anderes Land umzuziehen. Die
Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale Sicherheit enthalten
Regelungen, die genau auf die jeweiligen Leistungsarten
zugeschnitten sind.

• Immer dann, wenn die Rechtsvorschriften von mehr als einem
Mitgliedstaat berührt werden, muß von den Gemeinschafts-
bestimmungen geregelt werden, welches Land zur Leistungs-
erbringung verpflichtet ist.



Dies ist der Sinn der Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale
Sicherheit. Es werden weder neue Leistungsarten geschaffen, noch wer-
den innerstaatliche Regelungen abgeschafft. Ihr Ziel besteht auss-
chließlich darin, europäische Bürger, die in einem anderen Mitgliedstaat
wohnen, arbeiten oder sich dort aufhalten, wirksam zu schützen. 

5.1 In welchem Land sind Sie versichert?

Bevor Sie eine Erwerbstätigkeit im Ausland aufnehmen, sollten Sie wis-
sen, in welchem Land Sie in diesem Fall versichert sind. Mit anderen
Worten, welche nationalen Rechtsvorschriften werden künftig für Sie
gelten? Dies ist nicht nur für die Zahlung Ihrer Sozial-
versicherungsbeiträge von Bedeutung, sondern ebenso für Ihre Leistungs-
ansprüche und für den Aufbau Ihrer zukünftigen Rentenansprüche.

Die Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale Sicherheit enthalten
ausführliche Regelungen, die in jedem einzelnen Fall festlegen, welche
mitgliedstaatlichen Rechtsvorschriften anwendbar sind. Die
Grundregeln sind einfach und werden im folgenden erläutert.

A. Sie sind grundsätzlich immer nur den
Rechtsvorschriften eines einzigen Mitgliedstaates
unterworfen

Diese Regel gilt für alle Arbeitnehmer und Selbständigen, für die die
Gemeinschaftsbestimmungen gelten, und zwar auch dann, wenn sie
ihre Erwerbstätigkeit in mehreren Staaten ausüben: Auch Personen, die
in vier oder fünf Mitgliedstaaten gleichzeitig beschäftigt sind, sind nur
den Rechtsvorschriften eines einzigen Mitgliedstaates unterworfen.

Von dieser Grundregel gibt es nur eine geringfügige Ausnahme: Wer
gleichzeitig in einem Mitgliedstaat als Arbeitnehmer und in einem
anderen Mitgliedstaat als Selbständiger erwerbstätig ist, kann in
Ausnahmefällen in beiden Staaten versichert sein.

B. Sie sind in dem Land versichert,
in dem Sie Ihre Erwerbstätigkeit ausüben

Dies gilt für Arbeitnehmer ebenso wie für Selbständige, und zwar auch
dann, wenn sie in einem anderen Land wohnen oder wenn ihre
Unternehmen oder Arbeitgeber ihren Sitz in einem anderen
Mitgliedstaat haben.

16



17

Mit anderen Worten, wenn Sie aufhören, in einem bestimmten
Mitgliedstaat zu arbeiten, und eine Erwerbstätigkeit in einem anderen
Mitgliedstaat aufnehmen, unterliegen Sie ab diesem Zeitpunkt den
Rechtsvorschriften des „neuen” Beschäftigungslandes. Daraus folgt,
daß Sie im „alten” Beschäftigungsland keine neuen Leistungsansprüche
mehr aufbauen, sondern dies nur noch im „neuen” Beschäftigungsland
tun. Auch ein Grenzgänger, der weiterhin im „alten”
Beschäftigungsland wohnt, ist ausschließlich im „neuen”
Beschäftigungsland versichert.

C. Zeitlich befristete Ausnahme: Entsendung ins Ausland
Es kann vorkommen, daß das Unternehmen, für das Sie in einem be-
stimmten Land arbeiten, Sie zeitweilig in ein anderes Land entsendet,
um dort eine Arbeit für es zu verrichten. Wenn die Dauer dieser Arbeit
12 Monate nicht übersteigt (und Sie nicht entsandt wurden, um jeman-
den zu ersetzen, dessen Entsendung abgelaufen war), ändern sich die
anwendbaren Rechtsvorschriften nicht. Sie bleiben also während der
Entsendung in das „neue” Land nach wie vor im „alten” Land ver-
sichert. Diese Regelung ist vernünftig, weil es unangemessen wäre, Sie
für einen derart kurzen Zeitraum in einem anderen Land zu versichern.

Bevor Sie sich in das Land begeben, in das Sie entsandt werden, sollten
Sie sich ein Formular E 101 beschaffen, in dem bestätigt wird, daß Sie
wie bisher versichert bleiben. Sie oder Ihr Arbeitgeber können dieses
Formular von den Sozialversicherungsträgern des Landes erhalten, in
dem Sie weiterhin versichert sind.

Nimmt die Arbeit, die Sie verrichten müssen, aufgrund unvorhergese-
hener Umstände mehr als 12 Monate in Anspruch, können Sie eine
Verlängerung der Entsendung um maximal 12 weitere Monate beantra-
gen; dann ist es das Formular E 102, das Sie sich beschaffen müssen.

Die Vorschriften über Entsendung gelten nicht nur für Arbeitnehmer,
sondern ebenso für Selbständige, die zeitweilig in einem anderen
Mitgliedstaat Tätigkeiten verrichten.

D. Besondere Personengruppen

Seeleute: Als Seemann, der an Bord eines Schiffes arbeitet, das unter
der Flagge eines Mitgliedstaates fährt, sind Sie in diesem Staat ver-
sichert, auch wenn Sie in einem anderen Land wohnen.

Arbeitnehmer im internationalen Transportwesen (mit Ausnahme von
Seeleuten): Gehören Sie zu dem fliegenden oder fahrenden Personal



eines Unternehmens im internationalen Transportwesen, so sind Sie in
dem Mitgliedstaat versichert, in dem das Unternehmen seinen Sitz hat
(Ausnahmeregelungen gelten, wenn Sie bei einer Zweigstelle oder
Niederlassung dieses Unternehmens in einem anderen Mitgliedstaat
beschäftigt sind oder wenn Sie hauptsächlich in dem Land beschäftigt
sind, in dem Sie wohnen).

Beamte: Beamte (und gleichgestellte Personen) sind in dem Land ver-
sichert, in dessen Behörde sie beschäftigt sind. 

Zum Wehrdienst einberufene Personen: Diese Personen sind in dem
Land versichert, dessen Streitkräften sie dienen. Entsprechendes gilt für
Zivildienstleistende.

Geschäftspersonal von Botschaften und Konsulaten: Grundsätzlich sind
diese Personen im Beschäftigungsland versichert (d. h. in dem Staat, in
dem sich die Botschaft oder das Konsulat befindet); Staatsangehörige
des entsendenden Staates haben jedoch ein Wahlrecht und können sich
statt dessen auch in diesem Staat versichern.

E. Sonderfälle
In einigen Ausnahmefällen sind die oben erläuterten Vorschriften unzu-
reichend, um das Land zu bestimmen, in dem ein Arbeitnehmer oder
Selbständiger versichert ist. Dann gelten folgende Sonderregelungen:

Personen, die in dem einen Land als Arbeitnehmer und in dem anderen
als Selbständiger tätig sind: Grundsätzlich sind diese Personen in dem
Land versichert, in dem sie als Arbeitnehmer beschäftigt sind. In
Ausnahmefällen kann es jedoch vorkommen, daß sie in beiden Staaten
gleichzeitig versichert sind. Auskünfte erteilen die jeweiligen
Sozialversicherungsträger.

Personen, die in dem einen Land als Arbeitnehmer und in dem anderen
als Selbständiger tätig sind: Grundsätzlich sind diese Personen in dem
Land versichert, in dem sie als Arbeitnehmer beschäftigt sind. In
Ausnahmefällen kann es jedoch vorkommen, daß sie in beiden Staaten
gleichzeitig versichert sind. Auskünfte erteilen die jeweiligen
Sozialversicherungsträger.
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5.2 Welche Rechte und Pflichten habe ich
in diesem Land?

Grundsätzlich haben Sie im Anwendungsbereich der Sozialgesetze des
Landes, in dem Sie versichert sind, die gleichen Rechte und Pflichten wie
die Staatsangehörigen dieses Landes.

Dies bedeutet insbesondere, daß Ihre Anträge auf Sozialleistungen
nicht einzig und allein deswegen abgelehnt werden dürfen, weil Sie
nicht die Staatsangehörigkeit des betreffenden Landes besitzen.

Sie können sich jederzeit auf den Gleichbehandlungsgrundsatz
berufen!

Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes gilt dies nicht
nur für Formen der offenbaren („unmittelbaren”) Diskriminierung, son-
dern auch für alle Formen verborgener (sogenannter „mittelbarer”)
Diskriminierung. Diese liegt dann vor, wenn eine Vorschrift des
nationalen Rechts zwar gleichermaßen für eigene und fremde
Staatsangehörige gilt, in Wirklichkeit aber Ausländer benachteiligt.

Beispiel
Ein Mitgliedstaat gewährt eine Leistung unter der Voraussetzung, daß man
während einer gewissen Zeit in diesem Staat gewohnt hat, und diese
Voraussetzung gilt für alle Erwerbstätigen. Es ist völlig klar, daß die
Staatsangehörigen dieses Staats gegenüber den Wanderarbeitnehmern
begünstigt sind.

In vielen Fällen bietet der Grundsatz der Gleichbehandlung
Wanderarbeitnehmern keinen ausreichenden Schutz, wenn sie selbst
oder ihre Familienangehörigen außerhalb des Staates wohnen, in dem
sie versichert sind, oder wenn der betreffende Arbeitnehmer seine
Versicherungslaufbahn nach den Rechtsvorschriften von zwei oder
mehr Staaten zurückgelegt hat. Für diese Fälle gibt es besondere
Vorschriften, die in den Abschnitten 5.3 bis 5.9 behandelt werden.

Aufgrund der Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale Sicherheit
haben Sie das gleiche Recht zur Teilnahme an den Wahlen der
Mitglieder der Organe von Sozialversicherungsträgern wie die
Staatsangehörigen des Staates, in dem Sie versichert sind. Ob Sie
darüber hinaus auch selbst als Mitglied eines solchen Organs gewählt
werden können, hängt von der jeweiligen nationalen Gesetzgebung
ab.

In diesem Zusammenhang dürfen die Verpflichtungen nicht vergessen
werden, die Ihnen nach den Rechtsvorschriften des Staates, in dem Sie
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versichert sind, zukommen. Dies gilt in erster Linie für die Verpflichtung
zur Zahlung von Sozialversicherungsbeiträgen, darüber hinaus aber
auch für alle anderen Verpflichtungen, wie sie die Staatsangehörigen
dieses Staates haben.

5.3 Was man bei Krankheit und Mutterschaft
wissen sollte

Die Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale Sicherheit enthalten
ein ausführliches Kapitel über Leistungen bei Krankheit und
Mutterschaft mit besonderen Regelungen für Arbeitnehmer,
Arbeitslose, Rentner und deren Familienangehörige, die im Ausland
wohnen oder sich vorübergehend dort aufhalten. Ihr Schutz erstreckt
sich nicht nur auf „Wanderarbeitnehmer” und deren
Familienangehörige, sondern auf alle Personen, für die die
Gemeinschaftsbestimmungen gelten, insbesondere auf Millionen von
Touristen, die ihren Urlaub im Ausland verbringen. Die folgenden
Erläuterungen sollen Ihnen einen Überblick über Ihre Rechte auf
Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft sowie praktische Tips zu
ihrer Durchsetzung geben.

A. Voraussetzungen – Zusammenrechnung
Wenn bestimmte Voraussetzungen erfüllt sein müssen, um Anspruch
auf Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft zu haben, so ist der
zuständige Träger verpflichtet, erforderlichenfalls Versicherungs-,
Wohn- oder Beschäftigungszeiten zu berücksichtigen, die Sie nach den
Rechtsvorschriften anderer Länder zurückgelegt haben (Zusammen-
rechnung). Dadurch wird sichergestellt, daß Sie Ihren Kranken-
versicherungsschutz nicht deshalb verlieren, weil Sie Ihre Berufstätigkeit
in einem anderen Staat fortsetzen.

Beispiel
In manchen Ländern hat man erst nach 6 Versicherungsmonaten Ansprüche
auf Leistungen. Die Gemeinschaftsbestimmungen gewährleisten, daß ein
Arbeitnehmer, der seine bisherige Versicherung beim Umzug in ein solches
Land beenden mußte, vom ersten Tag seiner Versicherung an Leistungen
bei Krankheit in Anspruch nehmen kann.

Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft unterscheiden sich je nach
Mitgliedstaat. Es gibt jedoch zwei Hauptgruppen von Leistungen, die in
allen Staaten der Europäischen Union und des Europäischen
Wirtschaftsraums vorgesehen sind: Geldleistungen und Sachleistungen.



B. Geldleistungen
Dies sind Leistungen, die normalerweise dazu bestimmt sind,
Einkommen (Löhne, Gehälter) zu ersetzen, das aufgrund von Krankheit
vorübergehend wegfällt. Die in einer besonderen Situation erbrachten
Leistungen (Pflegeleistungen)  können als Geldleistungen aufgefaßt
werden.

Grundsätzlich werden sie nach den Rechtsvorschriften des Landes
gezahlt, in dem Sie versichert sind, unabhängig von Ihrem jeweiligen
Wohn- oder Aufenthaltsort.

Dies gilt für alle Personengruppen und für alle Situationen:
Grenzgänger, Saisonarbeiter, entsandte Arbeitnehmer, Rentner,
Familienangehörige. Der Betrag und die Dauer der
Leistungsgewährung richten sich ausschließlich nach den
Rechtsvorschriften des Staates, in dem Sie versichert sind; gezahlt wer-
den die Geldleistungen normalerweise direkt von Ihrer dortigen
Krankenkasse.

C. Sachleistungen
Sie umfassen medizinische und zahnärztliche Behandlung, Arzneimittel
und Krankenhausbehandlung ebenso wie direkte Zahlungen, die zur
Erstattung der Kosten für derartige Leistungen bestimmt sind.

Grundsätzlich werden sie nach den Rechtsvorschriften des Landes
erbracht, in dem Sie wohnen oder sich aufhalten, als ob Sie in diesem
Land versichert wären. Dies kann für Sie günstiger oder auch ungün-
stiger sein, als wenn die Leistungen nach den Rechtsvorschriften des
Landes erbracht würden, in dem Sie versichert sind.

Der Grund für diese Regelung ist leicht zu verstehen: Die betreffenden
Ärzte und Träger können unmöglich die Einzelheiten der
Rechtsvorschriften von 18 verschiedenen Staaten kennen; deshalb wen-
den sie stets die Rechtsvorschriften ihres eigenen Landes an, auch wenn
der Patient in einem anderen Land versichert ist.

In diesem Leitfaden ist häufig von „Wohnort” und „Aufenthaltsort” die
Rede. Bevor Sie weiterlesen, sollten Sie sich den Unterschied zwischen
den beiden Begriffen klarmachen:

Wohnort ist der Ort des gewöhnlichen Aufenthalts; Aufenthaltsort ist
der Ort des vorübergehenden Aufenthalts.

Der bloße Umstand allerdings, daß Sachleistungen nach den
Rechtsvorschriften des Wohn- oder Aufenthaltslandes erbracht werden,
bedeutet nicht, daß Personen, die durch die Gemeinschafts-
bestimmungen über die soziale Sicherheit geschützt werden, ohne jede
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Einschränkung frei wählen dürften, in welchem Mitgliedstaat sie diese
Leistungen erhalten. Deshalb sollten Sie die genauen Bedingungen ken-
nen, die für die verschiedenen Situationen und Personengruppen im
Hinblick auf den Anspruch auf Sachleistungen gelten.

D. Sie wohnen in dem Land, in dem Sie versichert sind
Wenn Sie in dem Land wohnen, in dem Sie versichert sind, ist es selbst-
verständlich, daß Sie Anspruch auf alle Sachleistungen haben, die nach
den Rechtsvorschriften dieses Landes vorgesehen sind. Diese Leistungen
werden vom Träger Ihres Wohnortes unter den gleichen Bedingungen
erbracht wie für die Staatsangehörigen dieses Landes.

E. Sie wohnen außerhalb des Landes,
in dem Sie versichert sind

Wenn Sie außerhalb des Landes wohnen, in dem Sie versichert sind, so
haben Sie Anspruch auf alle Sachleistungen, die nach den
Rechtsvorschriften Ihres Wohnlandes vorgesehen sind. Die Leistungen
werden vom Träger Ihres Wohnortes erbracht, als ob Sie dort versichert
wären. Falls Sie ein Grenzgänger sind, sollten Sie wissen, daß Sie als
solcher auch Rechte in dem Land haben, in dem Sie beschäftigt sind
(siehe S. 36 des Leitfadens).

Dies gilt für alle Personengruppen, die unter die Gemeinschafts-
bestimmungen über die soziale Sicherheit fallen (Arbeitnehmer,
Selbständige, Beamte, Arbeitslose, Rentner und Familienangehörige
dieser Personen) unabhängig von ihrem Wohnland. In der Regel wer-
den die anfallenden Kosten dem Träger Ihres Wohnortes von Ihrer
Krankenkasse erstattet.

F. Vorübergehender Auslandsaufenthalt 
Wenn Sie sich vorübergehend in einem anderen Land aufhalten als in
dem Land, in dem Ihre Krankenversicherung besteht, so sind Sie
berechtigt, alle unverzüglich erforderlichen Sachleistungen der
Krankenversicherung in Anspruch zu nehmen. Es kommt dabei nicht
darauf an, ob Sie sich in einem anderen Land als Tourist aufhalten, ob
Sie Verwandte besuchen oder eine Geschäftsreise unternehmen.

„Unverzüglich erforderliche Leistungen” umfassen alle diejenigen
medizinischen Behandlungen, die im Hinblick auf Ihren
Gesundheitszustand dringend benötigt werden (Unfall, plötzliche
Erkrankung usw.).`

Alle Rentner, ins Ausland entsandten Arbeitnehmer,  Arbeitslosen und
Studenten sind in einer etwas günstigeren Situation: Sie können alle



diejenigen Sachleistungen beanspruchen, die während des
Auslandsaufenthalts erforderlich werden.

Mit anderen Worten, Sie werden stets diejenige Behandlung erhalten,
die Sie tatsächlich benötigen; dazu kann selbst eine sehr teure
Behandlung in einem Krankenhaus gehören, wenn Sie etwa in Folge
eines Herzinfarkts auf der Intensivstation untergebracht werden
müssen. Aber Achtung: Wenn es der Zweck Ihrer Auslandsreise ist, sich
medizinisch versorgen zu lassen, gelten besondere Bedingungen.

G. Ausreise zur Behandlung 
Wenn Sie sich in ein anderes Land begeben, um dort eine spezielle
Behandlung zu erhalten, übernimmt Ihr Krankenversicherungsträger
die Kosten dieser Behandlung nur, wenn Sie dazu im voraus eine
Genehmigung erhalten haben. Normalerweise steht es Ihrem
Krankenversicherungsträger frei, ob er Ihnen die Genehmigung erteilt
oder nicht. Wenn allerdings die Behandlung in Ihrem Land vorgesehen
ist und in Anbetracht Ihres Gesundheitszustands nicht rechtzeitig zur
Verfügung steht, so muß die erforderliche Genehmigung erteilt wer-
den. Der zuständige Träger muß Ihnen dann das Formular E 112
ausstellen. Sie haben dann wie vorgesehen im Aufenthaltsland
Anspruch auf Leistungen. In bestimmten Fällen können Sie auch die
Erstattung in Ihrem Herkunftsland beantragen.

H. Praktische Hinweise

Wohnsitz außerhalb des Landes, in dem Sie versichert sind

Wenn Sie in einem anderen Land wohnen als dem, in dem Sie versichert
sind, sollten Sie sich bei dem Krankenversicherungsträger an Ihrem
Wohnort einschreiben. Dazu benötigen Sie die folgenden Formulare,
die Sie von dem Krankenversicherungsträger, bei dem Sie versichert
sind, erhalten:

— Formular E 106 für Arbeitnehmer und Selbständige und ihre mit
ihnen lebenden  Familienangehörigen;

— Formular E 109 für Familienangehörige, die in einem anderen Staat
leben als der Arbeitnehmer oder Selbständige;

— Formular E 121 für Rentner und die mit ihnen zusammenlebenden
Familienangehörigen;

— Formular E 122 für Familienangehörige, die in einem anderen Land
als der Rentner leben (5);
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— Formular E 127 für jeden Rentner oder Pensionär und für jeden sei-
ner Familienangehörigen.

In manchen Fällen wird das Formular direkt dem
Krankenversicherungsträger an Ihrem Wohnort zugesandt; bitte erkun-
digen Sie sich nach dem jeweiligen Verfahren.

Vorübergehender Auslandsaufenthalt

Bevor Sie das Land verlassen, in dem Sie versichert sind, sollten Sie sich
die Formulare besorgen, die Sie benötigen, um unverzüglich erforder-
liche Leistungen zu beziehen. Wenn Sie dies nicht getan haben, müssen
Sie zunächst die Behandlung selbst bezahlen und sich die Kosten nach
Ihrer Rückkehr erstatten lassen. Sie benötigen die folgenden Formulare:

— Formular E 111 für Arbeitnehmer und Selbständige (auch für
Entsandte während der Entsendung), Rentner und ihre
Familienangehörigen;

— Formular E 110 oder E 111 für Personen, die im internationalen
Verkehrswesen beschäftigt sind, und für Personen, die gewöhnlich
in mehreren Staaten beschäftigt sind;

— Formular E 119 für Arbeitslose, die in einem anderen Staat nach einer
Beschäftigung suchen;

— Formular E 128 für entsandte Arbeitnehmer und Selbständige und
für deren Familienmitglieder sowie für Studenten, die sich
vorübergehend in einem anderen Mitgliedstaat aufhalten.

Anmerkung: Die in diesem Kapitel enthaltenen Ausführungen gelten
gleichermaßen für Geld- und Sachleistungen bei Mutterschaft.

5.4 Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten

Die Gemeinschaftsbestimmungen über Leistungen bei Arbeitsunfällen
und Berufskrankheiten sind relativ einfach und leicht verständlich. In
mancher Hinsicht sind sie den entsprechenden Vorschriften über
Leistungen bei Krankheit vergleichbar.

A. Sachleistungen
Wenn Sie einen Arbeitsunfall haben oder an einer Berufskrankheit lei-
den, haben Sie in allen Fällen Anspruch auf Sachleistungen nach den
Rechtsvorschriften Ihres Wohnlandes.



Wohnen Sie in einem anderen Land als demjenigen, in dem Sie ver-
sichert sind, erhalten Sie die Sachleistungen vom Träger des
Wohnstaates entsprechend den dort geltenden Gesetzen; diesem
Träger werden die dadurch entstandenen Kosten vom zuständigen
Träger des Landes, in dem Sie versichert sind, ersetzt. Ebenso wie im
Falle von Leistungen bei Krankheit ist diese Lösung gerechtfertigt, da
die Ärzte in Ihrem Wohnland unmöglich die Einzelheiten der
nationalen Rechtsvorschriften von 18 Ländern, nach denen Sie u. U. ver-
sichert sind, kennen können.

B. Geldleistungen
Diese werden stets nach den Rechtsvorschriften des Staates erbracht, in
dem Sie bei Eintritt des Arbeitsunfalles oder der Berufskrankheit ver-
sichert waren, unabhängig von Ihrem Wohnsitz oder Aufenthaltsort.

In aller Regel werden Geldleistungen direkt vom Träger dieses Staates
gezahlt; er kann jedoch mit dem Träger Ihres Wohn- oder
Aufenthaltslandes vereinbaren, daß die Geldleistungen durch letzteren
ausgezahlt werden (dadurch ändert sich die Höhe der Leistungen
jedoch nicht).

Richtet sich die Berechnung der Geldleistungen nach
Durchschnittseinkünften, so dürfen nur Einkünfte zugrunde gelegt wer-
den, die Sie erzielt haben, seitdem Sie in diesem Land versichert sind.
Gleiches gilt, wenn sich die Berechnung nach pauschalen
Arbeitsentgelten richtet.

Ist der Betrag der Geldleistungen von der Anzahl Ihrer
Familienangehörigen abhängig, sind auch Familienangehörige zu
berücksichtigen, die in anderen  Mitgliedstaaten wohnen.

C. Wegeunfälle
Sollten Sie außerhalb des Staates, in dem Sie versichert sind, einen
Wegeunfall erleiden, so verlieren Sie aufgrund dieses Umstandes
keinesfalls Ihren Anspruch auf Leistungen – Sie bleiben gegen Unfälle
versichert.

5.5 Invalidität

Die Invaliditätsregelungen der 18 Länder, die zur Europäischen Union
oder zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören, unterscheiden sich
beträchtlich. Gleichwohl lassen sich zwei Haupttypen unterscheiden:

— In vielen Ländern werden Invaliditätsrenten ähnlich wie
Altersrenten berechnet; das bedeutet, daß die Höhe Ihrer Rente von
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der Dauer Ihrer Versicherungszeiten abhängt: Je länger Sie vor
Eintritt der Invalidität versichert waren, um so höher wird Ihre Rente
sein.

In diesen Ländern ist es normalerweise nicht erforderlich, daß man
zum Zeitpunkt des Eintritts der Invalidität noch tatsächlich ver-
sichert ist. Mit anderen Worten hat jemand, der schon Jahre vor
Eintritt der Invalidität aufhörte zu arbeiten, auf der Grundlage sei-
ner früheren Versicherungszeiten gleichwohl einen Anspruch auf
Invaliditätsrente.

— In anderen Ländern ist die Höhe der Invaliditätsrente unabhängig
von der Dauer der zurückgelegten Versicherungszeiten. Dies
bedeutet, daß Sie stets die gleiche Rente erhalten, egal ob Sie 5, 10
oder 20 Jahre versichert waren, bevor Sie Invalide wurden.

In diesen Ländern besteht ein Anspruch auf Invaliditätsrente jedoch
nur, wenn der Betroffene zum Zeitpunkt des Eintritts der Invalidität
auch tatsächlich versichert ist: Wer auch nur kurze Zeit zuvor aufge-
hört hat zu arbeiten, hat normalerweise keinen Anspruch auf eine
Invaliditätsrente!

Diese Unterschiede zwischen den nationalen Invaliditätsversicherungen
haben zur Folge, daß die europäische Koordinierung in diesem Bereich
schwierig und nicht immer leicht zu verstehen ist. Doch wie in anderen
Bereichen auch ist die Zielsetzung der Gemeinschaftsbestimmungen
einfach:

Wird ein Wanderarbeitnehmer invalide, so soll er sich in keiner
schlechteren Position befinden als jemand, der nur in einem einzigen
Land gewohnt und gearbeitet hat.

Die folgenden Erläuterungen erstrecken sich auf die häufigsten
Probleme, denen sich ein Wanderarbeitnehmer beim Eintritt von
Invalidität gegenüber sehen kann.

A. Allgemeine Regeln 

Zusammenrechnung: Der Träger des Staates, in dem Sie eine Rente
beantragen, berücksichtigt Versicherungs- oder Wohnzeiten, die Sie
nach den Rechtsvorschriften irgendeines anderen Mitgliedstaates
zurückgelegt haben, sofern dies für Ihre Anspruchsberechtigung
erforderlich ist.

Wohnen oder Aufenthalt im Ausland: Wenn Sie Bezieher einer
Invaliditätsrente sind, wird Ihnen diese Rente ungekürzt gezahlt wer-
den, ganz gleich, in welchem Land der Europäischen Union oder des
Europäischen Wirtschaftsraums Sie sich aufhalten.
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Ärztliche Kontrolle: Wenn Sie als Bezieher einer Invaliditätsrente aus
einem Mitgliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat ziehen oder sich
dort aufhalten, wird die ärztliche Kontrolle normalerweise vom Träger
Ihres Wohn- oder Aufenthaltsortes durchgeführt werden. Sofern Ihr
Gesundheitszustand dies erlaubt, können Sie jedoch auch aufgefordert
werden, zu diesem Zweck in den Staat zurückzukehren, aus dem Sie
Ihre Rente beziehen.

B. Personen, die in nur einem Mitgliedstaat
versichert waren 

Wenn Sie nur in einem einzigen Land versichert waren, wird Ihre
Invaliditätsrente nach den Rechtsvorschriften dieses Landes berechnet
werden; Sie haben Anspruch auf die gleiche Behandlung wie die
Staatsangehörigen dieses Landes.

C. Personen, die in mehreren Mitgliedstaaten
versichert waren

Wenn Sie vor Eintritt der Invalidität in mehreren Ländern
versichert waren, sind folgende Situationen denkbar:

• Sie waren ausschließlich in Ländern versichert, in denen die Höhe
der Rente von der Dauer der Versicherungszeiten abhängig ist: In
diesem Fall erhalten Sie gesonderte Renten aus jedem dieser
Staaten. Deren Höhe richtet sich nach der Dauer der
Versicherungszeiten in dem jeweiligen Staat. Einzelheiten der
Berechnung sind in Abschnitt 5.6 erläutert.

• Sie waren ausschließlich in Ländern versichert, in denen die Höhe
der Rente unabhängig von der Dauer der zurückgelegten
Versicherungszeiten ist: Sie erhalten nur eine Rente, und zwar aus
dem Staat, in dem Sie zum Zeitpunkt des Eintritts der Invalidität ver-
sichert waren. Sie erhalten jeweils den vollen Betrag dieser Rente,
auch wenn Sie nur für relativ kurze Zeit (z. B. 1 Jahr) in diesem Land
versichert waren. Andererseits haben Sie keinen Anspruch auf
Renten von den Ländern, in denen Sie zuvor versichert waren. In der
Praxis bedeutet dies folgendes:

— Waren Sie zunächst in einem Land mit relativ „niedrigen”
Renten versichert und dann in einem Land mit relativ „hohen”
Renten, so werden Sie den vollen Betrag der „hohen” Rente
erhalten, auch wenn Sie zehnmal länger im ersten Land ver-
sichert waren.

— Waren Sie zunächst in einem Land mit relativ „hohen”
Invaliditätsrenten versichert und danach in einem Land mit
„niedrigen” Renten, so werden Sie lediglich die „niedrige”

27



28

Rente aus dem Staat erhalten, in dem Sie zum Zeitpunkt des
Eintritts der Invalidität versichert waren.

Dies spiegelt die Philosophie von Versicherungssystemen, bei denen
der Betrag der Rente nicht von der Dauer der Versicherungszeiten
abhängt, wider: Entscheidend ist allein die tatsächliche Versi-
cherung zum Zeitpunkt des Eintritts der Invalidität.

• Sie waren zunächst in einem Land versichert, in dem die Höhe der
Invaliditätsrente von der Dauer der Versicherungszeiten abhängt,
und danach in einem Land, in dem sie davon unabhängig ist: Sie
erhalten zwei Renten: eine Rente aus dem ersten Staat
entsprechend der Dauer der dort zurückgelegten Versiche-
rungszeiten und eine weitere Rente aus dem Staat, in dem Sie zum
Zeitpunkt des Invaliditätseintritts versichert waren.

Der zuletzt genannte Staat wäre normalerweise verpflichtet, Ihnen
den vollen Rentenbetrag zu zahlen, unabhängig von der Dauer
Ihrer Versicherung; in vielen Fällen werden Sie jedoch lediglich eine
gekürzte Rente erhalten, da der Staat, in dem Sie zum Zeitpunkt des
Eintritts der Invalidität versichert waren, die Rente aus dem anderen
Mitgliedstaat anrechnet. Vielleicht meinen Sie dann, daß Sie
dadurch Rechte verlieren, die Sie sich durch Ihre Arbeit und durch
Ihre Beiträge erworben haben; dieser Eindruck ist jedoch unrichtig.
Wenn Sie immer nur in einem der beiden Staaten versichert gewe-
sen wären (egal in welchem), hätten Sie niemals eine höhere Rente
erhalten können als diejenige, auf die Sie nun Anspruch haben: Sie
befinden sich weder in einer besseren noch in einer schlechteren
Lage als jemand, der seine gesamte Berufstätigkeit in nur einem
Land zurückgelegt hat.

• Sie waren zunächst in einem Land versichert, in dem die Höhe der
Rente nicht von der Länge der Versicherungszeiten abhängt, und
danach in einem Land, in dem genau dies der Fall ist: Sie erhalten
zwei gesonderte Renten, die jeweils der Dauer der in dem betref-
fenden Land zurückgelegten Versicherungszeiten entsprechen.

D. Noch immer ein Problem: Entscheidungen
über den Grad der Erwerbsunfähigkeit

Die Bestimmung des Grads der Invalidität kann für Personen zu einem
Problem werden, die in mehr als einem Land versichert waren. Diese
Entscheidungen werden nämlich von den nationalen Trägern jedes
Staates, in dem der Betreffende versichert war, nach seinen eigenen
Rechtsvorschriften getroffen. Nur in wenigen besonderen Fällen ist die
Entscheidung eines Trägers für die Träger aller anderen beteiligten
Staaten verbindlich.



Der Umstand, daß die Kriterien für die Bestimmung des Grads der
Erwerbsunfähigkeit, wie sie in den nationalen Rechtsvorschriften fest-
gelegt sind, sich beträchtlich unterscheiden, kann unter Umständen
schwerwiegende Folgen haben, da in den meisten Fällen die Höhe des
Rentenbetrags vom Grad der Invalidität abhängig ist.

Beispiel
Jemand war 20 Jahre lang im Staat A versichert, danach 5 Jahre im Staat B
und schließlich 2 Jahre im Staat C. In allen beteiligten Ländern ist die Höhe
der Invaliditätsrente von der Dauer der Versicherungszeiten abhängig. Weil
er in Staat C als 100 % invalide eingestuft wird, hört der Betreffende auf zu
arbeiten. Dort erhält er jedoch nur eine kleine Rente, da er in Staat C nur
2 Jahre lang versichert war. Er erhält ebenfalls eine kleine Rente aus Staat B,
wo er 5 Jahre lang versichert war und als 70 % erwerbsunfähig eingestuft
wird. In Staat A allerdings, wo er die längste Zeit seines Lebens versichert
war (20 Jahre), erhält er überhaupt keine Rente, da er nach den dortigen
Rechtsvorschriften nicht als erwerbsunfähig gilt.

In diesem Beispiel wäre der Betroffene in einer wesentlich besseren Lage,
wenn der Betrag der Invaliditätsrente in Staat C unabhängig von der Dauer
der Versicherungszeiten wäre. Er würde dann eine volle Rente aus Staat C
erhalten, so daß es nicht darauf ankäme, ob er auch nach den
Rechtsvorschriften der Staaten A und B erwerbsunfähig ist.

Die obigen Fälle sind eine Folge des Umstandes, daß die nationalen
Sozialversicherungssysteme durch die Gemeinschaftsbestimmungen
nicht harmonisiert, sondern nur koordiniert werden. Gleichwohl wäre
es im Interesse aller Wanderarbeitnehmer, wenn Fortschritte im Hinblick
auf die gegenseitige Anerkennung von Entscheidungen über den Grad
der Erwerbsunfähigkeit gemacht werden könnten.

5.6 Wer zahlt meine Altersrente

Altersrenten gehören zu den wichtigsten Sozialleistungen. Es ist daher
nicht verwunderlich, daß Arbeitnehmer oder Selbständige, die ihre
Berufstätigkeit im Ausland fortsetzen möchten, zunächst Klarheit über
die Folgen haben möchten, die dies für ihre künftigen Rentenansprüche
haben wird, bevor sie eine endgültige Entscheidung treffen. Fast immer
geht es dabei um folgende Fragen:

— Was geschieht mit den bisher gezahlten Beiträgen?

— Welcher Staat wird eines Tages die Rente zahlen?

— Wird die Rente ungekürzt in jedes europäische Land überwiesen?
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Nur wenn die betreffenden Personen davon überzeugt sind, daß die
Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale Sicherheit zufriedenstel-
lende Antworten auf diese Fragen geben, werden sie bereit sein, ihr
Recht auf Freizügigkeit innerhalb Europas auszuüben.

Dies sind die Grundsätze, die für Personen gelten, die ihre
Berufstätigkeit in dem einen Land beenden, um sie in dem anderen
Land fortzusetzen:

— In jedem Land, in dem die betreffende Person versichert war, bleiben
die Rentenversicherungsbeiträge solange erhalten, bis das nach den
Rechtsvorschriften dieses Staates vorgesehene Rentenalter erreicht ist.
Bereits entrichtete Beiträge werden also weder in ein anderes Land
überwiesen noch an denjenigen ausgezahlt, dessen Versicherung in
diesem Land endet.

— Jedes Land, in dem ein Arbeitnehmer oder Selbständiger min-
destens ein Jahr lang versichert war, zahlt eine gesonderte Rente,
wenn der Betreffende das Rentenalter erreicht hat. Wenn Sie z. B. in
drei verschiedenen Ländern berufstätig waren, werden Sie nach
Erreichen des Rentenalters drei verschiedene Altersrenten beziehen.

— Die jeweiligen Altersrenten werden nach Maßgabe der in dem be-
treffenden Land zurückgelegten Versicherungszeiten berechnet;
waren Sie dort sehr lange versichert, werden Sie eine verhältnis-
mäßig „hohe” Rente erhalten, wohingegen Ihre Rente verhältnis-
mäßig „niedrig” sein wird, wenn Sie dort nur kurze Zeit beruflich
tätig waren.

Was geschieht  jedoch, wenn Sie in einem Land weniger als ein Jahr ver-
sichert waren?

Beispiel
Sie waren 10 Monate in Belgien versichert, 9 Monate in Deutschland,
15 Jahre in Frankreich und haben Ihre Laufbahn in Italien beendet, wo Sie
7 Beitragsjahre nachweisen können.

Seien Sie beruhigt! Ihre belgischen und deutschen Beitragszeiten gehen
nicht verloren. Italien, das Land Ihrer letzten Beschäftigung, wird die 10 bel-
gischen und 9 deutschen Monate übernehmen.

Diese Lösungen sind eine Garantie dafür, daß niemand Nachteile erlei-
det, der in mehreren Ländern gearbeitet hat: Kein einziger Beitrag geht
verloren, erworbene Rechte werden geschützt, und jedes Land wird die
Rente zahlen, die den dort zurückgelegten Versicherungszeiten
entspricht. Dieses Ergebnis ist nicht nur im Interesse der
Wanderarbeitnehmer, sondern ebenso im Interesse der Mitgliedstaaten,



da kein Land mehr oder weniger zahlen muß, als es an Beiträgen von
dem betreffenden Arbeitnehmer oder Selbständigen erhalten hat. Die
folgenden Beispiele sollen Ihnen verdeutlichen, wie Berechnung und
Zahlung der Renten in der Praxis funktionieren.

A. Allgemeine Regeln

Voraussetzungen – Zusammenrechnung: Ist der Zeitraum, während dem
Sie in einem bestimmten Land versichert waren, nicht ausreichend, um
in diesem Land einen Rentenanspruch zu begründen, so werden
Versicherungszeiten, die Sie in anderen Ländern zurückgelegt haben,
berücksichtigt.

Wohn- oder Aufenthaltsort im Ausland: Ihre Rente wird Ihnen
ungekürzt gezahlt werden, ganz gleich, in welchem Mitgliedstaat der
Europäischen Union oder des Europäischen Wirtschaftsraums Sie sich
aufhalten. Dies gilt nicht nur für ehemalige „Wanderarbeitnehmer”,
sondern für alle Rentner, die ihren Wohnsitz in einen anderen
Mitgliedstaat verlegen.

Wichtig
Dieser Grundsatz gilt nicht für einige Sonderleistungen, die nicht
auf Beitragszahlungen beruhen. In den meisten Fällen sind sie
„einkommensabhängig” (d. h., diese Leistungen werden nur an
Personen gezahlt, deren Einkommen unterhalb einer bestimmten
Grenze liegt). Diese Sonderleistungen erhalten Sie nur solange,
wie Sie in dem betreffenden Staat wohnen, beispielsweise das
garantierte Einkommen für ältere Menschen in Belgien, die
Zusatzbeihilfe des Nationalen  Solidaritätsfonds in Frankreich und
die beitragsunabhängigen Altersrenten in Irland und Portugal.

Die Zahlung dieser Leistungen wird also eingestellt, wenn Sie Ihren
Wohnsitz in einen anderen Staat verlegen. Dann ist es dieser Staat, der
Ihnen die entsprechende Leistung gewähren muß, auch wenn Sie nie-
mals dort gearbeitet haben.

Beispiel
Sie wohnen in Portugal, wo Sie eine beitragsunabhängige Altersrente
beziehen. Mit 65 beschließen Sie, nach Frankreich zu ziehen. Was geschieht
dann?

Portugal stellt die Zahlung Ihrer beitragsunabhängigen Altersrente ein,
Frankreich muß Ihnen jedoch die Zusatzbeihilfe des Nationalen
Solidaritätsfonds gewähren.
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B. Sie waren nur in einem einzigen Land versichert 
In diesem Fall wird der Betrag Ihrer Rente nach den Rechtsvorschriften
dieses Landes in genau der gleichen Weise berechnet werden wie für
die Staatsangehörigen dieses Landes. Es spielt keine Rolle, ob Sie zum
Zeitpunkt des Erreichens des Rentenalters in diesem Land wohnen oder
nicht.

C. Sie waren in mehr als einem Land versichert 
Sie erhalten eine gesonderte Rente von jedem Staat, in dem Sie min-
destes 1 Jahr lang versichert waren. Der Betrag Ihrer Rente wird den
Versicherungszeiten entsprechen, die Sie in diesem Land zurückgelegt
haben.

Beispiel
Sie waren

— 10 Jahre im Mitgliedstaat A,

— 25 Jahre im Mitgliedstaat B und

— 5 Jahre im Mitgliedstaat C

versichert.

Dies bedeutet, daß Sie insgesamt 40 Jahre versichert waren, bevor Sie das
Rentenalter erreichten.

Mitgliedstaat A berechnet den Betrag der Rente, auf den Sie in diesem
Staat nach 40 Versicherungsjahren Anspruch hätten. Von diesem Betrag
zahlt er Ihnen den Teilbetrag, der den dort tatsächlich zurückgelegten
Versicherungszeiten entspricht, also 10/40 (oder 1/4) dieses Betrags.
Entsprechend zahlt Staat B Ihnen 25/40 (oder 5/8) des Betrags, auf den Sie
nach 40 Versicherungsjahren in diesem Land Anspruch hätten.
Schließlich zahlt Staat C Ihnen 5/40 oder (1/8) des Betrags, auf den Sie nach
40 Versicherungsjahren in Staat C Anspruch hätten.

D. Praktische Probleme

Rentenalter: Wie bereits erwähnt, sind die Sozialversicherungssysteme
der Mitgliedstaaten nicht harmonisiert. Es überrascht daher nicht, daß
das Rentenalter je nach Mitgliedstaat unterschiedlich ist. In einigen
Ländern erhalten Sie Ihre Rente z. B. mit 60, in anderen mit 65 und in
einigen Staaten erst mit 67 Jahren.

Beispiel
Jemand war zunächst 35 Jahre im Staat A beschäftigt, in dem das
Rentenalter 67 Jahre beträgt, und danach 10 Jahre im Staat B, wo man
bereits mit 60 Jahren in Rente kommt. Mit Vollendung des 60. Lebensjahres
muß er dort aufhören zu arbeiten und wird eine verhältnismäßig niedrige
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Rente aus Staat B erhalten, deren Höhe den dort zurückgelegten
Versicherungszeiten entspricht (10/45). Danach muß er noch 7 Jahre lang
warten, bevor er die verhältnismäßig hohe Rente von Staat A erhält (35/45).
In manchen Fällen ist die vom Staat B bezogene Rente so niedrig, daß der
Betreffende Sozialhilfe beantragen muß.

Um derartige Probleme von vornherein auszuschließen, sollten Sie sich
rechtzeitig nach dem Rentenalter des Landes erkundigen, in dem Sie
Ihre Berufstätigkeit fortsetzen möchten.

Wechselkurse: Erhalten Sie eine Rente aus einem anderen Land, so wird
diese im Regelfall in die Währung Ihres Wohnlandes umgerechnet.

Früher wurde anhand von oft schwankenden Wechselkursen umgerech-
net, was je nach Devise zu Ihrem Gunsten oder zu Ihrem Schaden sein
konnte. Mit dem Euro werden die Wechselkurse viermal jährlich fest-
gelegt; auf diese Weise wurde hier Abhilfe geschaffen.

Allerdings kann es bei Renten aus Dänemark, Griechenland, dem
Vereinigten Königreich, Schweden, Island, Liechtenstein und Norwegen
noch zu Schwankungen kommen.

Überweisungsgebühren: Erhalten Sie eine Rente aus einem anderen
Land, müssen Sie anfallende Überweisungsgebühren in der Regel selbst
tragen. In Einzelfällen kann dies bei sehr niedrigen Renten (z. B. für ein
Versicherungsjahr) dazu führen, daß ein beträchtlicher Teil Ihrer
Monatsrente „verlorengeht”.

5.7 Hinterbliebenenrente und Sterbegeld

A. Renten für Witwen und Witwer
Grundsätzlich gelten für die Zahlung von Hinterbliebenenrenten
für Ehegatten dieselben Regeln wie für Renten allgemein (siehe Ab-
schnitt 5.6):

— Die Renten müssen ungekürzt und unverändert gezahlt werden,
ganz gleich in welchem Land der Europäischen Union oder des
Europäischen Wirtschaftsraums der überlebende Ehegatte wohnt;

— war der Verstorbene zum Zeitpunkt des Todes noch als
Arbeitnehmer oder Selbständiger berufstätig, wird die Rente für
den überlebenden Ehegatten nach denselben Grundsätzen berech-
net, die für den Verstorbenen selbst gegolten hätten;

— war der Verstorbene bereits Rentenbezieher, wird die Rente für den
überlebenden Ehegatten entsprechend den nationalen



Rechtsvorschriften des betreffenden Landes berechnet. Bezog der
Verstorbene Renten aus verschiedenen Mitgliedstaaten, wird der
Überlebende ebenfalls Witwer- oder Witwenrenten aus diesen
Mitgliedstaaten beziehen (diese werden im Normalfall niedriger
sein als die Altersrenten des Verstorbenen).

Beachten Sie bitte, daß nach den Rechtsvorschriften einiger Staaten
(z. B. Niederlande) mit Volksrenten-Systemen keine Hinterbliebenenrenten
für Personen gezahlt werden, die selbst bereits das Rentenalter erreicht
haben: Man geht davon aus, daß diese Personen ihre eigenen
Rentenansprüche aufgebaut haben, während sie in dem betreffenden
Land wohnten.

B. Leistungen für Waisen
Waisen von Personen, die nur nach den Rechtsvorschriften eines einzi-
gen Staates versichert waren, erhalten Waisenrenten und andere
Leistungen für Waisen nach dem Recht dieses Staates, ganz gleich in
welchem Land der Europäischen Union oder des Europäischen
Wirtschaftsraums sie wohnen.

Waisen von Personen, die nach den Rechtsvorschriften von zwei oder
mehr Mitgliedstaaten versichert waren, haben grundsätzlich Anspruch
auf Renten, die nach Maßgabe der zurückgelegten Versicherungszeiten
gemäß den jeweiligen Rechtsvorschriften der betreffenden
Mitgliedstaaten berechnet werden.

Da jedoch das Verfahren zur Bestimmung der Höhe der Leistung, auf
die Sie Anspruch haben, ziemlich kompliziert ist, raten wir Ihnen drin-
gend, sich an die nationalen Sozialversicherungsträger mit der Bitte um
nähere Auskünfte zu wenden.

C. Sterbegelder
Wie bei allen anderen Leistungsarten sind die nationalen Träger der
Mitgliedstaaten verpflichtet, Versicherungs- oder Wohnzeiten zu
berücksichtigen, die Sie nach den Rechtsvorschriften eines anderen
Mitgliedstaates zurückgelegt haben, sofern dies für Ihren Anspruch auf
Sterbegeld erforderlich ist.

Selbstverständlich wird das Sterbegeld vom zuständigen Träger des
Staates gezahlt, in dem der Verstorbene versichert war, auch wenn der-
jenige, an den das Sterbegeld gezahlt werden soll, in einem anderen
Mitgliedstaat wohnt.
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5.8 Was tun bei Arbeitslosigkeit?

In Zeiten hoher Arbeitslosigkeit werden die Gemeinschafts-
bestimmungen über die Arbeitslosenversicherung besonders wichtig.
Verglichen mit den Regelungen für andere Leistungsarten sind sie ziem-
lich restriktiv und weniger großzügig. Wir empfehlen Ihnen daher drin-
gend, die folgenden Abschnitte sehr sorgfältig zu lesen; dies könnte
Ihnen helfen, Probleme zu vermeiden und sich gegen einen möglichen
Verlust Ihres Anspruchs auf Arbeitslosengeld zu schützen.

A. Grundregeln

Voraussetzungen – Zusammenrechnung: Falls Sie arbeitslos werden, ist
der Träger des Landes, in dem Sie Leistungen bei Arbeitslosigkeit
beantragen, verpflichtet, Versicherungs- oder Beschäftigungszeiten, die
Sie nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates zurück-
gelegt haben, im erforderlichen Umfang zu berücksichtigen.

Wichtig
Im Gegensatz zu anderen Leistungen gilt dies jedoch nur, wenn
Sie derartige Zeiten unmittelbar vor Eintritt der Arbeitslosigkeit
nach den Rechtsvorschriften desjenigen Landes zurückgelegt
haben, in dem Sie Arbeitslosengeld beantragen. Es ist also nicht
möglich, Arbeitslosengeld in einem Land zu beantragen, in dem
man nicht unmittelbar vor Beginn der Arbeitslosigkeit versichert
war; eine Ausnahme sind lediglich die Grenzgänger, für die
besondere Regeln gelten.

Sind Sie in Ihrem Wohnland versichert (z. B. weil Sie dort Ihren
Arbeitsplatz haben), haben Sie unter den gleichen Bedingungen wie
dessen Staatsangehörige Anspruch auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit
nach den Rechtsvorschriften dieses Landes .

Wohnen Ihre Familienangehörigen in einem anderen Mitgliedstaat und
ist die Höhe Ihres Arbeitslosengeldes von der Anzahl Ihrer
Familienangehörigen abhängig, müssen die im Ausland wohnenden
Familienangehörigen so behandelt werden, als ob Sie im Inland
wohnen würden.

Richtet sich die Berechnung der Höhe Ihres Arbeitslosengeldes nach
dem Betrag Ihres früheren Lohnes, dürfen nur Löhne oder Gehälter
berücksichtigt werden, die Sie in dem Land Ihrer letzten Beschäftigung
bezogen haben (vorausgesetzt, Sie waren dort mindestens 4 Wochen
lang beschäftigt; anderenfalls wird bei der Berechnung das
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Durchschnittsgehalt zugrunde gelegt, das der ausgeübten
Beschäftigung entspricht).

B. Sonderregelungen für Grenzgänger 
Grenzgänger (siehe Abschnitt 6.1) erhalten bei Kurzarbeit oder vor-
übergehendem Arbeitsausfall Leistungen nach den Rechtsvorschriften
des Staates, in dem sie versichert sind, als ob sie dort wohnen würden.

Grenzgänger, die vollarbeitslos sind, erhalten Leistungen ausschließlich
nach den Rechtsvorschriften ihres Wohnstaates, als ob sie in diesem
Land während ihrer letzten Beschäftigung versichert gewesen wären.
Obwohl Sie an den Träger Ihres Wohnlandes keinen Pfennig Betrag
bezahlt haben, müssen Sie sich also dort arbeitslos melden und erhalten
Sie dort Arbeitslosengeld. 

Diese Sonderregelung wurde festgelegt, weil man davon ausging, daß
Grenzgänger besonders enge Bindungen zu ihrem Wohnland behalten
und daß sie dort am ehesten eine neue Beschäftigung finden könnten.
Sollten Sie jedoch nachweisen können, daß Sie in Wirklichkeit engere
Bindungen zu dem Land haben, in dem Sie zuletzt beschäftigt waren
(Sie verlegen z. B. Ihren Wohnsitz auf die andere Seite der Grenze,
arbeiten aber weiterhin in Ihrem Herkunftsland), können Sie Leistungen
bei Arbeitslosigkeit auch im Land Ihrer letzten Beschäftigung beantra-
gen.

Hängt nach den Rechtsvorschriften Ihres Wohnlandes die Höhe Ihres
Arbeitslosengeldes von der Höhe Ihres früheren Gehalts oder Lohnes
ab, so ist das Gehalt oder der Lohn zu berücksichtigen, die Sie als
Grenzgänger in Ihrem Beschäftigungsland erzielt haben.

C. Personen auf Arbeitsuche in einem anderen Land 
Es kommt bisweilen vor, daß Arbeitslose in einem anderen Land als
demjenigen, in dem sie zuletzt beschäftigt waren, Arbeit suchen. Dann
stellt sich die Frage

— ob,

— unter welchen Voraussetzungen und

— für wie lange

sie ihren Anspruch auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit behalten können.

Im Gegensatz zu anderen Leistungen (Alters-, Invaliditäts- und
Hinterbliebenenrenten) werden Leistungen bei Arbeitslosigkeit nicht
unabhängig vom Wohn- oder Aufenthaltsland gezahlt. Bei
Auslandsaufenthalt werden Ihnen diese Leistungen für einen begrenz-
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ten Zeitraum und unter restriktiven Bedingungen nur dann gezahlt,
wenn Sie dort eine neue Arbeit suchen:

• Sie müssen zunächst bei der Arbeitsverwaltung des Staates, der
Ihnen Arbeitslosengeld zahlt, mindestens 4 Wochen lang arbeitslos
gemeldet sein. Dieser Zeitraum kann allerdings von der betreffen-
den Arbeitsverwaltung verkürzt werden.

Dem liegt der Gedanke zugrunde, daß Sie zunächst versuchen soll-
ten, in diesem Land alle Möglichkeiten zur Arbeitsuche
auszuschöpfen, bevor Sie Ihre Suche auf andere Länder ausdehnen.

• Innerhalb von 7 Tagen nach Ihrer Abreise müssen Sie sich bei der
Arbeitsverwaltung des Landes, in dem Sie eine Arbeit suchen, als
arbeitslos melden.

• Sie müssen sich außerdem den dortigen Kontrollvorschriften unter-
werfen. 

• Sind diese Bedingungen erfüllt, behalten Sie Ihren Anspruch auf
Arbeitslosengeld für einen Zeitraum von höchstens drei Monaten.

• Gelingt es Ihnen nicht, innerhalb dieses Zeitraums eine neue Arbeit
zu finden, behalten Sie Ihren Anspruch auf Arbeitslosengeld im letz-
ten Beschäftigungsland nur dann, wenn Sie vor Ablauf der
Dreimonatsfrist dorthin zurückkehren. Kehren Sie ohne ausdrück-
liche Erlaubnis der Arbeitsverwaltung erst nach Ablauf dieser Frist
zurück, verlieren Sie sämtliche Ansprüche auf Arbeitslosengeld.

• Diese Regelung können Sie nur einmal zwischen zwei
Beschäftigungszeiten in Anspruch nehmen.

Wichtig
Viele Arbeitslose verlieren ihre Leistungsansprüche aus
Unkenntnis der soeben erläuterten Bedingungen. Sie verlassen
das Land, in dem sie zuletzt beschäftigt waren, ohne sich bei der
dortigen Arbeitsverwaltung gemeldet zu haben; sie melden sich
zu spät bei der Arbeitsverwaltung des Landes, in dem sie Arbeit
suchen, oder kehren erst nach Ablauf der Dreimonatsfrist zurück.

Deshalb sollten Sie sich unbedingt mit der Arbeitsverwaltung des
Landes, das Ihr Arbeitslosengeld zahlt, in Verbindung setzen,
bevor Sie dieses Land verlassen. Diese Einrichtung wird Ihnen ein
Formular E 303 ausstellen, das Sie bei der Arbeitsverwaltung des
Landes, in dem Sie Arbeit suchen, vorlegen müssen, um die
rechtzeitige Weiterzahlung des Arbeitslosengeldes zu gewährlei-
sten.
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5.9 Wie steht es mit Kindergeld?

Familienleistungen werden in allen Mitgliedstaaten gezahlt, doch be-
stehen je nach Land erhebliche Unterschiede im Hinblick auf ihre
Ausgestaltung und auf ihre Höhe. Sie sollten deshalb darüber informiert
sein, von welchem Land Sie diese Leistungen erhalten können und wie
die Anspruchsvoraussetzungen sind:

Wie beim Anspruch auf andere Sozialleistungen ist der Staat, der Ihnen
das Kindergeld zahlt, verpflichtet, Versicherungs- oder Beschäftigungs-
zeiten, die Sie nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mit-
gliedstaates zurückgelegt haben, zu berücksichtigen, falls dies für die
Begründung Ihres Anspruchs erforderlich ist.

Wohnen Ihre Familienangehörigen in dem Land, in dem Sie selbst als
Arbeitnehmer oder Selbständiger versichert sind, ist dieses Land grund-
sätzlich für die Zahlung der Familienleistungen zuständig. Sie haben
Anspruch auf Familienleistungen in gleichem Umfang und in gleicher
Höhe wie die Staatsangehörigen dieses Staates.

Wohnen Ihre Familienmitglieder nicht in dem Land, in dem Sie selbst
versichert sind, gilt das folgende:

Sofern in einem solchen Fall nach den Rechtsvorschriften mehrerer
Länder Anspruch auf Familienleistungen besteht, erhalten Sie grundsätz-
lich den Höchstbetrag der Familienleistungen, der nach den Gesetzen
eines dieser Staaten vorgesehen ist. Mit anderen Worten, Ihre Familie
wird so gestellt, als ob alle betroffenen Personen in dem Land mit der
günstigsten Gesetzgebung wohnen würden und dort auch versichert
wären.

Das Grundprinzip ist somit sehr klar und einfach; seine praktische
Anwendung hängt allerdings erheblich von den Umständen des
Einzelfalles ab: Der für Sie zuständige Sozialversicherungsträger wird
Sie über alle Einzelheiten unterrichten.

Arbeitslose, die nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates
Arbeitslosengeld beziehen, haben daneben Anspruch auf Familien-
leistungen nach den Rechtsvorschriften dieses Staates auch dann, wenn
die Familienangehörigen in einem anderen Mitgliedstaat wohnen.

Rentner erhalten Familienleistungen grundsätzlich vom Staat, der ihre
Rente zahlt. Bezieht ein Rentner mehrere Renten, so gelten Sonder-
regelungen.



6 Auf einen Blick – meine Rechte als:

6.1 Grenzgänger

Ein Grenzgänger ist ein Arbeitnehmer oder Selbständiger, der seine
Berufstätigkeit in einem anderen Land als seinem Wohnland ausübt,
jedoch mindestens einmal wöchentlich dorthin zurückkehrt.

Grenzgänger werden von den Gemeinschaftsbestimmungen über die
soziale Sicherheit in der gleichen Weise geschützt wie alle anderen
Personengruppen, für die diese Bestimmungen gelten:

Grenzgänger sind z. B. in dem Land versichert, in dem sie ihre
Berufstätigkeit ausüben, erhalten Familienleistungen für Familien-
angehörige, die in einem anderen Mitgliedstaat wohnen, und werden
später einmal aus jedem Land, in dem sie gearbeitet haben und ver-
sichert waren, eine eigenständige Rente erhalten.

Zusätzlich gibt es jedoch Sonderregelungen im Hinblick auf
Sachleistungen bei Krankheit und Leistungen bei Arbeitslosigkeit:

— Im Hinblick auf Sachleistungen bei Krankheit und Arbeitsunfall
haben Grenzgänger ein Wahlrecht: Sie können diese Leistungen
entweder in ihrem Wohnland erhalten oder aber in dem Land, in
dem sie ihre Berufstätigkeit ausüben. In vielen Fällen ist es nämlich
praktischer, in dem Land zum Arzt zu gehen, in dem man arbeitet
und einen großen Teil seiner Zeit verbringt. Rentner verlieren
jedoch ihren Status als „Grenzgänger” und haben folglich nicht
länger Anspruch auf Sachleistungen bei Krankheit in ihrem früheren
Beschäftigungsland.

Wichtig
Familienangehörigen von Grenzgängern steht dieses
Wahlrecht nur in einigen wenigen Ländern zu (nähere
Auskünfte erteilt Ihre Krankenkasse).

— Was Leistungen bei Arbeitslosigkeit anbelangt, so erhalten arbeits-
lose Grenzgänger diese Leistungen ausschließlich nach den
Rechtsvorschriften ihres Wohnlandes. Eine Ausnahme hiervon gilt
nur dann, wenn sie nachweisen können, daß sie engere Bindungen
zu ihrem letzten Beschäftigungsland haben (die Berechnung der
Höhe des Arbeitslosengeldes wird in Abschnitt 5.8 erläutert).
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6.2 Saisonarbeiter

Ein Saisonarbeiter ist ein Arbeitnehmer, der für die Höchstdauer von
8 Monaten in einem anderen Land als seinem Wohnland eine
jahreszeitlich bedingte Arbeit ausübt.

Als Saisonarbeiter stehen Ihnen nach den Gemeinschaftsbestimmungen
über die soziale Sicherheit die gleichen Rechte zu wie allen anderen
Gruppen von Arbeitnehmern. So sind Sie z. B. während der betreffen-
den Saison in Ihrem Beschäftigungsland versichert. Sonderregelungen
gibt es nur im Hinblick auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit:

— Arbeitslose Saisonarbeiter haben ein Wahlrecht: Sie können
Leistungen bei Arbeitslosigkeit sowohl in ihrem Beschäftigungsland
als auch in ihrem Wohnland erhalten.

— Abeitslose Saisonarbeiter, die in ihrem bisherigen Beschäfti-
gungsland Arbeitslosengeld beziehen, können sich – unter densel-
ben Bedingungen wie andere Arbeitslose (siehe Abschnitt 5.8) – in
ein anderes Land begeben, um dort eine Beschäftigung zu suchen.
Der Zeitraum von drei Monaten für die Erhaltung des Anspruchs auf
Arbeitslosengeld ist in derartigen Fällen jedoch auf den Zeitraum bis
zum Ablauf der Saison, für die der Betreffende eingestellt wurde,
begrenzt.

6.3 Entsandter Arbeitnehmer

Ein entsandter Arbeitnehmer ist eine Person, die gewöhnlich in einem
bestimmten Land beschäftigt ist und vorübergehend in ein anderes
Land entsandt wird, um dort für ihr Unternehmen eine Arbeit zu ver-
richten. Die Höchstdauer der Entsendung beträgt 12 Monate; in
Ausnahmefällen kann sie bis auf 24 Monate verlängert werden.

Als entsandter Arbeitnehmer bleiben Sie also in dem Land versichert, in
dem Sie gewöhnlich beschäftigt sind, was bedeutet, daß Sie weiterhin
Sozialversicherungsbeiträge in diesem Land bezahlen.

Sie haben Anspruch auf alle Sachleistungen bei Krankheit in dem Land,
in das Sie entsandt wurden, unabhängig davon, ob Sie Ihren Wohnsitz
in dieses Land verlegt haben oder nicht.

Sie haben Anspruch auf Familienleistungen von dem Land, in dem Sie
weiterhin versichert sind, ganz gleich, in welchem Land Ihre
Familienangehörigen wohnen.
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Bei Arbeitslosigkeit haben Sie Anspruch auf Arbeitslosengeld nach den
Rechtsvorschriften des Landes, in dem Sie normalerweise beschäftigt
sind. Falls Sie Ihren Wohnsitz vor Eintritt der Arbeitslosigkeit in das Land
verlegt haben, in das Sie entsandt wurden, können Sie alternativ
Arbeitslosengeld auch nach den Rechtsvorschriften dieses Landes erhal-
ten.

Bevor Sie das Land verlassen, in dem Sie gewöhnlich beschäftigt sind,
sollten Sie die Formulare E 101 und E 106 beantragen. Diese Formulare
benötigen Sie zum Nachweis Ihrer Entsendung und zum Nachweis Ihres
Anspruchs auf Sachleistungen bei Krankheit.

6.4 Rentner

Als Rentner (d. h. als Bezieher von Alters-, Invaliditäts- oder Hinter-
bliebenenrenten) werden Sie von den Gemeinschaftsbestimmungen
über die soziale Sicherheit sehr weitgehend geschützt.

Wichtig
Dies gilt nicht nur für ehemalige Wanderarbeitnehmer, sondern
für alle Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates, die eine gesetz-
liche Rente beziehen. Auch dann, wenn Sie Ihr Land, solange Sie
berufstätig waren, nie verlassen haben, können Sie sich auf die
Gemeinschaftsbestimmungen berufen, wenn Sie als Rentner Ihren
Wohnsitz oder Aufenthalt in einen anderen Mitgliedstaat ver-
legen.

Dies sind – zusammengefaßt – Ihre Rechte:

A. Renten
Sie haben Anspruch auf eine gesonderte Rente aus jedem Land, in dem
Sie mindestens ein Jahr lang versichert waren, sofern Sie die im
nationalen Recht geregelten Bedingungen erfüllen (z. B. Altersgrenze,
Voraussetzungen). Soweit erforderlich, werden Versicherungszeiten, die
Sie in anderen Mitgliedstaaten zurückgelegt haben, berücksichtigt.

Ihre Rente wird Ihnen unabhängig davon ausgezahlt werden, in
welchem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder des Europäischen
Wirtschaftsraums Sie wohnen, und zwar ohne jede Kürzung, Änderung
oder Aussetzung. Dies gilt jedoch nicht für einige Rentenzuschläge oder
einkommensabhängige Renten (siehe Abschnitt 5.6).



B. Leistungen bei Krankheit 
Sie haben Anspruch auf alle Sachleistungen bei Krankheit nach den
Rechtsvorschriften Ihres Wohnlandes, auch dann, wenn Sie nie in
diesem Land versichert waren. Die einzige Voraussetzung besteht darin,
daß Sie nachweisen müssen, daß Sie Anspruch auf diese Leistungen hät-
ten, wenn Sie in dem Land, das Ihre Rente zahlt, wohnen würden.

Während eines vorübergehenden Aufenthaltes in einem anderen Land
haben Sie Anspruch auf alle Leistungen, die während des Aufenthaltes
in diesem Land erforderlich werden.

C. Familienleistungen
Sie haben Anspruch auf Familienleistungen für Ihre Familien-
angehörigen, ganz gleich, in welchem Mitgliedstaat Sie oder Ihre
Familienangehörigen wohnen. Diese Leistungen werden Ihnen vom
Träger des Landes gezahlt, von dem Sie eine Rente erhalten. Sollten Sie
Renten von verschiedenen Mitgliedstaaten beziehen, so kann sich
allerdings herausstellen, daß Sie den Höchstbetrag der Familien-
leistungen erhalten, der nach den Rechtsvorschriften eines der betroffe-
nen Staaten vorgesehen ist (siehe auch Abschnitt 5.9).

6.5 Student

Immer mehr junge Leute entscheiden sich dafür, ihr Studium ganz oder
teilweise in einem anderen Land zu absolvieren. Zu den Problemen, mit
denen sie dabei oft konfrontiert werden, gehört neben Sprach-
problemen, der Anerkennung von Abschlüssen, Unterbringung usw. ins-
besondere der Zugang zu medizinischer Betreuung. Die
Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale Sicherheit bieten hierfür
praktische Lösungen, besonders, nachdem sie – wenn auch nur teilweise
– auf diese Personengruppe ausgedehnt wurden:

— Studenten, die in dem Land ihres Studiums wohnen und in ihrem
Herkunftsland versichert sind, haben Anspruch auf alle
Sachleistungen bei Krankheit, die nach den Rechtsvorschriften
dieses Landes vorgesehen sind. Hierzu benötigen sie das Formular
E 109, das ihnen auf ihren Antrag hin vom Kranken-
versicherungsträger, bei dem sie selbst oder ihre Eltern versichert
sind, ausgestellt wird. 

— Studenten, die sich in dem Land ihres Studiums lediglich vorüber-
gehend aufhalten, haben Anspruch auf alle Sachleistungen bei
Krankheit. 
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Ein neues Formular – das Formular E 128 – wurde hierzu ausgearbeitet,
das eine weiter gehende Absicherung der Studenten in der
Gesundheitsversorgung ermöglicht als das bisherige Formular E 111.

6.6 Tourist

Jedes Jahr reisen Millionen von Touristen quer durch Europa, um in
einem anderen Land ihre Ferien zu verbringen. Sollten Sie dabei plötz-
lich erkranken oder einen Unfall erleiden, benötigen Sie medizinische
Betreuung und Behandlung in Ihrem Aufenthaltsland:

Sofern Sie unter die Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale
Sicherheit fallen (siehe Kapitel 2), haben Sie Anspruch auf alle
unverzüglich erforderlichen Leistungen in Ihrem Aufenthaltsland, und
zwar zu denselben Bedingungen wie die dortigen Bewohner.

Um diese Leistungen zu erhalten, sollten Sie sich vor Ihrer Abreise in die
Ferien das Formular E 111 besorgen. Im Fall von Unfall oder Krankheit
können Sie es dann dem Träger Ihres Aufenthaltslandes vorlegen.

Sollten Sie vergessen haben, sich das Formular E 111 vor Ihrer Abreise zu
besorgen, müssen Sie normalerweise zunächst alle medizinischen
Leistungen, die Sie im Aufenthaltsland erhalten, selbst bezahlen. Sie
können die Rechnung jedoch anschließend  Ihrem Krankenversiche-
rungsträger vorlegen, der Ihnen die Kosten ganz oder teilweise erstat-
ten wird (entsprechend den Regelungen des Landes, in dem Sie behan-
delt wurden).

6.7 Nichterwerbstätiger

Wie bereits in Kapitel 2 erläutert, fallen Personen, die weder
Arbeitnehmer noch Selbständige, noch Rentner sind, noch bzw. nicht
mehr durch ein allgemeines Arbeitnehmersystem abgesichert sind –
sogenannte „Nichterwerbstätige” –, als solche derzeit noch nicht unter
den Geltungsbereich der Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale
Sicherheit.

In einigen Fällen genießen sie einen begrenzten Schutz als
Familienangehörige eines Arbeitnehmers oder Selbständigen oder
Rentners. In allen anderen Fällen können sie sich nicht auf die
Gemeinschaftsbestimmungen berufen, wenn sie im Ausland wohnen
oder sich dort vorübergehend aufhalten.

43



Dies bedeutet jedoch nicht notwendigerweise, daß diese Personen völ-
lig schutzlos sind. In einigen Fällen bietet z. B. ihre private Versicherung
einen bestimmten Schutz bei vorübergehendem Auslandsaufenthalt.
Zögern Sie daher nicht, die betreffenden Träger um nähere Auskünfte
zu ersuchen.

6.8 Drittstaatsangehöriger

Wie bereits erwähnt, ist der Schutz, den die Gemein-
schaftsbestimmungen über die soziale Sicherheit gewährleisten, auf
Staatsangehörige der Mitgliedstaaten beschränkt (siehe Kapitel 2).

Sogenannte „Drittstaatsangehörige” (d. h. Staatsangehörige von
Ländern, die weder zur Europäischen Union noch zum Europäischen
Wirtschaftsraum gehören) fallen grundsätzlich nicht unter diese
Bestimmungen.

Wichtige Ausnahme
Familienangehörige einer Person, für die die Gemeinschafts-
bestimmungen gelten, sind stets geschützt, unabhängig von ihrer
Staatsangehörigkeit. Flüchtlinge und Staatenlose sind ebenfalls
geschützt.

Allerdings stellen in vielen Fällen zweiseitige Sozial-
versicherungsabkommen zwischen Mitgliedstaaten und sogenannten
„Drittstaaten” einen gewissen Schutz sicher. Daneben gibt es einige
wenige Bestimmungen über die soziale Sicherheit in den Abkommen,
die von der Gemeinschaft mit einigen Drittstaaten (Beispiel: Algerien,
Marokko, Polen, Rumänien, Tunesien, Türkei, Ungarn) abgeschlossen
wurden.

Falls Sie zur Gruppe der Drittstaatsangehörigen zählen (und kein
Familienangehöriger einer Person sind, für die die Gemein-
schaftsbestimmungen gelten), sollten Sie sich deshalb mit den Trägern
Ihres Wohn- oder Aufenthaltsortes in Verbindung setzen, um nähere
Auskünfte zu erhalten.
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7 Wie funktionieren
die Gemeinschaftsbestimmungen
in der Praxis?

In den Kapiteln 1 bis 6 wurden Zielsetzung, Prinzipien und Inhalt der
Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale Sicherheit dargestellt.
Das vorliegende Kapitel vermittelt Ihnen einen Überblick darüber, wie
diese Bestimmungen in der Praxis funktionieren, um Ihnen auf diese
Weise die Geltendmachung Ihrer Rechte zu erleichtern.

7.1 Gemeinschaftsrecht geht vor: keine Angst
vor nationalen Gesetzen und Verordnungen

Die Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale Sicherheit gehören
zu den wirkungsvollsten Regelungen innerhalb der Europäischen
Union. Als „Verordnungen” haben sie allgemeine Gesetzeskraft und
gelten unmittelbar in allen Mitgliedstaaten. Diese Bestimmungen sind
also verbindlich gegenüber jedermann und müssen von nationalen
Behörden, Verwaltungen, Sozialversicherungsträgern und Gerichten
befolgt und angewandt werden. In Fällen, in denen Bestimmungen des
nationalen Rechts im Widerspruch zum Gemeinschaftsrecht stehen,
geht letzteres vor.

Beispiel
Nach dem Wortlaut der Gesetze einiger Mitgliedstaaten ist die
Berechtigung zu bestimmten Leistungen noch stets ausschließlich den
Staatsangehörigen dieses Staates vorbehalten. Aufgrund der unmittelbaren
Geltung der Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale Sicherheit gilt
dieses Kriterium nicht für Staatsangehörige von Staaten der Europäischen
Union oder des Europäischen Wirtschaftsraums, die unter den
Geltungsbereich der Gemeinschaftsbestimmungen fallen.

In manchen Fällen treten jedoch Probleme auf, weil nationale Träger
die Gemeinschaftsbestimmungen eng auslegen oder diese nicht richtig
ausführen oder der Auffassung sind, daß eine bestimmte Leistung nicht
unter ihren Geltungsbereich fällt. Lassen Sie sich in einem derartigen
Fall nicht beirren: Sie können sich vor allen zuständigen Behörden und
Gerichten unmittelbar auf die betreffenden Gemeinschafts-
bestimmungen berufen.



7.2 Formulare und Formalitäten

Formulare und behördliche Verfahren werden oft als umständlich und
lästig empfunden. Bei Kontakten mit ausländischen Sozial-
versicherungsträgern sind sie jedoch unverzichtbar und können sogar
ausgesprochen hilfreich sein, wenn es sich um die erfolgreiche
Geltendmachung Ihrer Rechte innerhalb eines angemessenen Zeitraums
handelt.

Auf nationaler Ebene, in Ihrem Heimatland, müssen Sie ebenfalls
Formulare ausfüllen und bestimmte Verfahrensvorschriften beachten,
wenn Sie Sozialversicherungsleistungen beantragen. Wenn ausländi-
sche Träger beteiligt sind, sind diese Formalitäten besonders wichtig:
Der ausländische Träger muß zum Beispiel wissen, in welchem Land Sie
versichert sind, ob Sie nach den Rechtsvorschriften dieses Landes einen
Anspruch auf Leistungen haben und von welchem Träger er
Kostenersatz verlangen kann, wenn er Ihnen oder Ihren
Familienangehörigen aushilfsweise Leistungen gewährt.

Es wäre äußerst zeitaufwendig und kompliziert, wenn der betreffende
ausländische Träger in jedem Einzelfall:

— den Namen und die Anschrift des zuständigen Trägers im anderen
Land herausfinden müßte;

— anschließend ein Auskunftsersuchen abfassen müßte;

— dieses dem zuständigen Träger zu übermitteln hätte und dann

— auf die Antwort warten müßte, bevor er in der Lage wäre, irgend-
eine Entscheidung zu treffen.

Derartige lange und entmutigende Verfahren können durch die
Verwendung besonderer Formulare vermieden werden. Diese Formulare
sind dazu da, eine schnelle und effiziente grenzüberschreitende
Verständigung zwischen den Sozialversicherungsträgern zu
ermöglichen.  Die Formulare enthalten alle Informationen, die zur
Bestimmung und zum Nachweis Ihrer Leistungsansprüche erforderlich
sind. Bevor Sie Ihr Land verlassen, sollten Sie daher stets den zuständigen
Träger um die Aushändigung der erforderlichen Formulare bitten (z. B.
sollten Sie als Tourist im Besitz des Formulars E 111 sein, da dieses
Formular Sie bei plötzlichem Unfall oder Krankheit zum Bezug von
Krankenversicherungsleistungen berechtigt). Wenn Sie im anderen Land
ankommen, werden die Träger Ihres Aufenthalts- oder Wohnortes
anhand der vorgelegten Formulare imstande sein, Ihren Fall
unverzüglich zu bearbeiten.
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Dies sind die wichtigsten Formulare:

— Reihe E 100 für Entsendung und für den Anspruch auf Leistungen
bei Krankheit und Mutterschaft;

— Reihe E 200 für die Berechnung und Zahlung von Renten;

— Reihe E 300 für den Anspruch auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit;

— Reihe E 400 für den Anspruch auf Familienleistungen.

Die jeweiligen Formulare sind nicht nur unverzichtbar für die
Zusammenarbeit zwischen den beteiligten Sozialversicherungsträgern;
zusätzlich vermitteln Sie Ihnen auf der Rückseite wichtige Hinweise
(z. B. Namen und Anschriften der Träger in anderen Mitgliedstaaten).
Selbstverständlich können Sie auch dann Leistungsanträge stellen,
wenn Sie beim Verlassen Ihres Landes vergessen haben, sich die betref-
fenden Formulare zu besorgen: Der Träger des anderen Mitgliedstaates
wird die Formulare dann direkt vom zuständigen Träger Ihres Landes
anfordern. Bitte beachten Sie jedoch, daß dies die Entscheidung über
Ihren Antrag beträchtlich verzögern kann.

Bisweilen sind Personen, die es mit den Sozialversicherungssystemen
mehrerer Mitgliedstaaten zu tun haben (z. B. entsandte Arbeitnehmer,
Grenzgänger, Saisonarbeiter), außerstande, einen Antrag innerhalb
eines bestimmten Zeitraums der Behörde, dem Träger oder dem Gericht
des zuständigen Mitgliedstaates vorzulegen. Nach nationalem Recht
könnte dies den teilweisen oder völligen Verlust des Leistungsanspruchs
zur Folge haben. Zur Vermeidung derartiger unerwünschter Folgen
wird durch die Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale Sicherheit
gewährleistet, daß Ihr Antrag gleichwohl zulässig ist, sofern er inner-
halb desselben Zeitraums bei einer entsprechenden Behörde, einem
Träger oder Gericht eines anderen Mitgliedstaates (z. B. des Landes, in
dem Sie wohnen) vorgelegt wurde. Ihr Antrag wird dann unverzüglich
an den zuständigen Staat weitergeleitet werden.

Wer in mehreren Staaten als Arbeitnehmer oder Selbständiger eine
Berufstätigkeit ausgeübt hat, steht vor der Frage, in welchem dieser
Staaten er seine Anträge auf Invaliditäts- oder Altersrenten stellen soll.
Grundsätzlich können Sie diese Anträge beim Träger des
Mitgliedstaates, in dem Sie wohnen, stellen, und zwar auch dann, wenn
Sie nie in diesem Staat versichert waren. Ihr Wohnstaat wird Ihren
Antrag an die zuständigen Träger der Mitgliedstaaten, in denen Sie ver-
sichert waren, weiterleiten; der Tag, an dem Sie Ihren Antrag gestellt
haben, gilt dabei als Tag der Antragstellung. Diese Lösung liegt im
Interesse der Betroffenen, denn in aller Regel ist es am einfachsten und
bequemsten, Anträge im Wohnstaat zu stellen. Ein Antrag auf
Invaliditätsrente kann darüber hinaus auch in dem Land gestellt wer-
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den, in dem die Erwerbs- oder  Berufsunfähigkeit eingetreten ist;
Anträge auf Altersrenten können Sie selbstverständlich auch bei dem
Träger desjenigen Staates stellen, in dem Sie zuletzt versichert waren.

Die genannten Formulare und Verfahren sind dazu da, die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit mit und zwischen Sozialversiche-
rungsträgern mehrerer Mitgliedstaaten zu erleichtern. Sie können
Ihnen dabei helfen, Ihre Leistungen innerhalb eines angemessenen
Zeitraums zu erhalten und Fristen für die Einreichung von Anträgen
einzuhalten. Beachten Sie jedoch bitte, daß derartige Fristen und
andere Formalitäten in den nationalen Rechtsvorschriften geregelt sind
und deshalb je nach Land unterschiedlich sein können. Deshalb sollten
Sie nicht zögern, den jeweiligen Träger rechtzeitig um ausführliche
Auskünfte darüber zu bitten, was Sie im Einzelfall zur Geltendmachung
Ihrer Rechte tun müssen.

7.3 Fremde Länder, fremde Sprachen:
nicht immer ein Problem

Wenn Sie in einem anderen Land arbeiten, dort wohnen oder sich
vorübergehend dort aufhalten, können mangelnde Fremd-
sprachenkenntnisse zu einem Problem werden, insbesondere wenn es
sich um schwierige Fachbegriffe im Bereich der Sozialversicherung han-
delt. Mangelnde Fremdsprachenkenntnisse können zu Mißverständ-
nissen führen und sich beim Beantragen von Leistungen, bei der
Einhaltung von Fristen und bei der Einlegung von Rechtsmitteln als
nachteilig erweisen.

Deshalb beinhalten die Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale
Sicherheit spezielle Vorschriften, die Ihnen dabei helfen sollen,
Sprachprobleme zu vermeiden oder zu überwinden, wenn Sie es mit
ausländischen Sozialversicherungsträgern zu tun haben.

Die verschiedenen Formulare, die Sie erhalten, wenn Sie sich in ein
anderes Land begeben (siehe Abschnitt 7.2), sind in allen Amtssprachen
der Europäischen Union und des Europäischen Wirtschaftsraums
erhältlich:

Dänisch Griechisch Norwegisch
Deutsch Isländisch Portugiesisch
Englisch Italienisch Schwedisch
Finnisch Niederländisch Spanisch
Französisch



Wenn Sie ein derartiges Formular einem ausländischen Träger vorlegen,
kann dieser es mit einem Musterformular in seiner eigenen Sprache ver-
gleichen, so daß keinerlei Sprachprobleme das Verständnis des
Formularinhalts behindern. Mit anderen Worten: Der Formularinhalt ist
selbst dann zu verstehen, wenn er in einer völlig anderen Sprache abge-
faßt wurde. Haben Sie deshalb keine Angst, Ihre Formulare ausländis-
chen Trägern vorzulegen: Sie kennen sich damit aus.

Anträge und Schriftstücke, die Sie den Trägern oder Gerichten eines
anderen Mitgliedstaates vorlegen, dürfen nicht deshalb zurück-
gewiesen werden, weil sie in der Amtssprache eines anderen
Mitgliedstaats abgefaßt sind.  Mit anderen Worten: Sie können Ihre
Anträge, Briefe und Urkunden in Ihrer Muttersprache vorlegen (sofern
diese zu den 13 obengenannten Sprachen gehört), wann immer Sie dies
für notwendig oder angemessen erachten. Selbstverständlich kann dies
die Entscheidung über Ihren Antrag verzögern, aber es wird Ihnen in
vielen Fällen helfen, sich klar auszudrücken und Mißverständnisse zu
vermeiden.

Was die besonders wichtigen Entscheidungen über Rentenanträge
angeht, so haben Sie Anspruch auf eine Zusammenfassung des Inhalts
in Ihrer Muttersprache, sofern es sich um Entscheidungen ausländischer
Träger handelt. Die Originalfassung der Entscheidungen wird dieser
Übersetzung beigefügt.

Mangelnde Sprachkenntnisse an sich sind somit kein unüberwindliches
Hindernis für die Geltendmachung von Ansprüchen auf Leistungen der
sozialen Sicherheit für Personen, die sich innerhalb der Europäischen
Union oder des Europäischen Wirtschaftsraums bewegen. Gleichwohl
ist es immer von Vorteil und eine persönliche Bereicherung, mehr als
nur eine Sprache zu sprechen.

7.4 Die Sozialversicherungsträger der
Mitgliedstaaten: einer Ihrer Ansprechpartner
bei schwierigen Fragen

Wann immer Sie sich ausländischen Sozialversicherungsgesetzen,
Verordnungen, schwierigen Formularen oder unbekannten Ausdrücken
gegenüber sehen, sollten Sie nicht zögern, den zuständigen Träger Ihres
Wohn-, Arbeits- oder Aufenthaltsortes um Rat und Auskunft zu bitten.
In aller Regel sind diese Träger auf entsprechende Fragen vorbereitet
und werden Ihnen auch in schwierigen Fällen bereitwillig weiterhelfen.

49



Manchmal kann es ratsam sein, sich an eigens dafür geschaffene
Verbindungsstellen zu wenden, die in der Bearbeitung grenzüberschrei-
tender Sozialversicherungsfragen über besondere Erfahrung verfügen.

Die Anschriften der betreffenden Träger finden Sie auf der Rückseite
der entsprechenden, vorstehend in Abschnitt 7.2 beschriebenen
Formulare.

Sollten Sie Zweifel haben hinsichtlich der Richtigkeit von Auskünften,
die Ihnen von nationalen Trägern erteilt wurden, oder hinsichtlich ihrer
Vereinbarkeit mit den Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale
Sicherheit, sollten Sie sich zunächst an den betreffenden Träger wen-
den, damit dieser die erteilte Auskunft noch einmal überprüfen kann.
Dies gilt ebenso für verbindliche Entscheidungen über
Leistungsansprüche; dabei dürfen die jeweils geltenden Fristen für die
Einlegung formeller Rechtsbehelfe jedoch nicht vergessen werden.

7.5 Der Gang zum Gericht: Ihr gutes Recht!

Es kann viele Gründe geben, einen Fall vor Gericht zu bringen:

— Unkenntnis örtlicher Träger über die relevanten Bestimmungen des
nationalen oder des Gemeinschaftsrechts und über die dies-
bezügliche Rechtsprechung sowohl der nationalen Gerichte als auch
des Europäischen Gerichtshofes. Selbst für ausgewiesene Fachleute
ist es fast unmöglich, alle Einzelheiten dieser Rechtsvorschriften zu
kennen und sie immer korrekt anzuwenden;

— eine zu kleinliche oder eine zu großzügige Auslegung bestehender
Vorschriften durch die beteiligten Träger: Diese Vorschriften sind
nicht immer hinreichend klar und müssen deshalb durch denjeni-
gen, der mit ihrer Anwendung befaßt ist, im Licht des jeweiligen
Falles ausgelegt werden;

— Lücken in Gesetzestexten und unvorhergesehene Situationen kön-
nen ebenfalls die verbindliche Entscheidung eines Gerichtes
erforderlich machen.

Es ist Ihr gutes Recht, in diesen oder ähnlichen Fällen von den
Rechtsmitteln des nationalen Rechts Gebrauch zu machen, wenn Sie der
Auffassung sind, daß eine bestimmte Entscheidung ganz oder teilweise
falsch sein könnte.
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Bitte beachten!
Wenn Ihnen eine Entscheidung, ein weiter gehendes
Auskunftsverlangen oder ein einfaches Schreiben eines
Sozialversicherungsträgers eines Mitgliedstaats bezüglich eines von
Ihnen gestellten Antrags zugeht, bewahren Sie bitte stets den
Umschlag auf! Warum?

Beispiel
Sie haben einen Rentenantrag eingereicht; der zuständige Träger übermit-
telt Ihnen einen ablehnenden Bescheid, und diese Entscheidung trägt das
Datum vom 1. Februar, aus ungeklärten Gründen erhalten Sie ihn jedoch
erst am 1. September. Die Entscheidung wäre anfechtbar, das Rechtsmittel
hätte jedoch innerhalb von drei Monaten nach dem Eingangsdatum einge-
legt werden müssen. Wenn Sie den Umschlag weggeworfen haben, bleibt
das Datum vom 1. Februar maßgebend, haben Sie ihn jedoch aufbewahrt,
so können Sie Ihr Recht noch bis zum 1. November geltend machen.

Es könnte vorkommen, daß die Zahlung Ihrer Rente aus scheinbar unge-
rechtfertigten Gründen eingestellt wird. Geben Sie sich nicht mit telefo-
nischen Auskünften zufrieden, auch wenn diese vom zuständigen
Träger kommen! Verlangen Sie stets einen schriftlichen Bescheid! Nur
auf dessen Grundlage können Sie rechtliche Schritte einleiten!

Je nach Mitgliedstaat gibt es unterschiedliche Rechtswege und
Gerichtsverfahren. In aller Regel kann ein Fall erst dann vor Gericht
anhängig gemacht werden, wenn alle Rechtsbehelfe auf der Ebene der
Sozialversicherungsträger ausgeschöpft wurden. Tun Sie dies nicht, kön-
nen Sie möglicherweise Ihr Recht zur Klageerhebung vor Gericht verlie-
ren. Gleiches gilt, wenn Sie nach der endgültigen Entscheidung des
zuständigen Trägers zu lange abwarten, bevor Sie Klage bei Gericht
erheben.

Wegen der Komplexität dieser Angelegenheiten und weil die
Hinzuziehung eines Rechtsanwalts – unabhängig davon, ob Ihrer
Beschwerde oder Klage stattgegeben wird oder nicht – womöglich mit
erheblichen Kosten verbunden wäre, empfehlen wir Ihnen – wo immer
dies möglich ist –, zunächst den Rat von Rechtsfachleuten einzuholen,
die von Gewerkschaften oder Wanderarbeitnehmer-Vereinigungen zu
diesem Zweck beschäftigt werden und die Ihnen unter anderem raten
können, wie Sie vorgehen sollen und welche Erfolgsaussichten bestehen.
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7.6 Der Europäische Gerichtshof:
Sachwalter der europäischen Bürger

Seit dem Zustandekommen der Gemeinschaftsbestimmungen über die
soziale Sicherheit hat der Europäische Gerichtshof mehr als 400 Urteile
zu ihrer Auslegung erlassen, fast immer im Interesse der
Wanderarbeitnehmer und ihrer Familien. Diese Zahl ist ein ein-
drucksvoller Beleg für die Bedeutung, die dem Gerichtshof beim Schutz
der europäischen Bürger zukommt. Er spielt eine entscheidende Rolle,
wenn Zweifel über den Geltungsbereich und die Tragweite der
Gemeinschaftsbestimmungen auftauchen, wenn es um ihre
Anwendung auf Einzelfälle oder um ihre Auslegung im Verhältnis zum
nationalen Recht geht.

Ohne zu übertreiben kann man behaupten, daß der Schutz, den die
Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale Sicherheit gewährleisten,
ohne die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes weniger wirk-
sam, unvollständiger und unbefriedigender wäre. Der Europäische
Gerichtshof ist der Sachwalter der europäischen Bürger, die von ihrem
Recht, sich frei innerhalb Europas zu bewegen und aufzuhalten,
Gebrauch machen.

Angesichts dieser wichtigen Rolle des Europäischen Gerichtshofes soll-
ten Sie wissen, was Sie tun können, um den Gerichtshof in die
Entscheidung über Ihren Fall einzuschalten:

— Der Europäische Gerichtshof entscheidet nicht direkt über
Einzelfälle im Bereich der sozialen Sicherheit. Seine Urteile
beschränken sich darauf, die relevanten Gemeinschafts-
bestimmungen im Licht des jeweiligen Falles auszulegen. Diese
Auslegung ist allerdings für alle Beteiligten (nationale Gerichte,
Sozialversicherungsträger, Privatpersonen) bindend und deshalb für
die endgültige Entscheidung über Ihren Fall von ausschlaggebender
Bedeutung.

— Daraus ergibt sich, daß es keine Möglichkeit gibt, Ihren Fall direkt
dem Europäischen Gerichtshof vorzulegen. Sie müssen stets
zunächst die nationalen Gerichte befassen, müssen jedoch nicht alle
Rechtswege beschreiten und alle Rechtsmittel ausschöpfen, die nach
dem Recht Ihres Staates zulässig sind.

— Das nationale Gericht, bei dem Ihr Fall anhängig ist, kann dem
Europäischen Gerichtshof die Frage vorlegen, wie eine bestimmte
Vorschrift der Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale
Sicherheit auszulegen ist, falls die Entscheidung über Ihren Fall von
dieser Auslegung abhängt. Man spricht dann von einem



„Vorabentscheidungsverfahren”. Jedes nationale Gericht, auch
Gerichte erster Instanz, können eine derartige Vorabentscheidung
beantragen. Falls gegen die Entscheidung eines nationalen Gerichts
keine weiteren Rechtsmittel zulässig sind, sind die Richter sogar
verpflichtet, eine Vorabentscheidung zu beantragen. Sie selbst kön-
nen jederzeit anregen, daß der für Ihren Fall zuständige Richter den
Europäischen Gerichtshof um eine Vorabentscheidung ersuchen soll;
dies gilt allerdings nicht für „eindeutige” Fälle, bei denen derartige
Auslegungsbeschlüsse nicht erforderlich sind.

— Zu erwähnen ist auch, daß die Europäische Kommission sich an den
Gerichtshof wenden kann, wenn sie der Auffassung ist, daß
nationale Rechtsvorschriften gegen europäische Vorschriften ver-
stoßen (sogenannte „Vertragsverletzungsverfahren”). Um ein solch-
es Verfahren einzuleiten, ist weder das Ausschöpfen des inner-
staatlichen Rechtsweges noch das Vorliegen eines konkreten
Einzelfalles erforderlich. Ein derartiges Verfahren ist jedoch
zeitraubend; unter den mehr als 400 Urteilen des Gerichtshofes
finden sich nur wenige, die auf Vertragsverletzungsverfahren
zurückgehen, wohingegen über 90 % dieser Urteile im Rahmen von
Vorabentscheidungsverfahren nationaler Gerichte erlassen wurden.

In den meisten Fällen wird es überhaupt nicht nötig sein, einen be-
stimmten Fall dem Europäischen Gerichtshof vorzulegen, weil die be-
reits vorhandene Rechtsprechung des Gerichtshofes so eindeutig ist,
daß eine Entscheidung über Ihren Fall bereits auf dieser Grundlage
möglich ist. Deshalb ist es wichtig, daß Anwälte, Rechtsberater und
nationale Gerichte über eine gute Kenntnis dieser Rechtsprechung ver-
fügen.
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8 Noch Fragen?

Die Zielsetzung der einzelnen Kapitel dieses Leitfadens besteht darin,
Ihnen eine allgemeine Vorstellung darüber zu vermitteln, wie europäi-
sche Bürger bei der Ausübung ihres Freizügigkeitsrechts durch die
Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale Sicherheit geschützt wer-
den. Die durch den Leitfaden vermittelten Informationen sollen Ihnen
helfen zu beurteilen, ob die Gemeinschaftsbestimmungen in Ihrem per-
sönlichen Fall eine Rolle spielen und welche Rechte und Pflichten sich
für Sie daraus ergeben könnten.

Wie bereits einleitend erwähnt, ist es jedoch unmöglich, die
Gemeinschaftsbestimmungen in allen Einzelheiten zu erläutern und
konkrete Ratschläge für Einzelfälle zu erteilen. Deshalb ist es nicht
ungewöhnlich, wenn Sie auch nach der Lektüre dieses Leitfadens noch
Fragen und Zweifel haben sollten. In diesem Fall raten wir Ihnen drin-
gend, die örtlichen, regionalen oder nationalen Träger und Stellen um
weitere Auskünfte zu bitten.

Sollten Sie mit den Ergebnissen Ihrer Nachfragen danach noch immer
unzufrieden sein, können Sie Ihren Fall jederzeit der Europäischen
Kommission vorlegen. Wenn irgend möglich, werden wir Ihre Fragen
beantworten, die zuständigen Träger einschalten und versuchen, Ihnen
zu Ihrem Recht zu verhelfen.  Angesichts der großen Zahl von
Einzelfällen, die jedes Jahr an uns herangetragen werden, bitten wir
jedoch um Ihr Verständnis, daß die Beantwortung Ihres Schreibens
unter Umständen einige Zeit in Anspruch nehmen kann.

Unsere Anschrift:

Europäische Kommission
Generaldirektion Beschäftigung und Soziales
„Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer”
Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit
Rue de la Loi 200
B-1049 Brüssel
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